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Auch Andrew Weber nimmt sich des Themas Sicherheit an. Gera-
ten wir alle unter Generalverdacht, wenn wir Unkrautvernichtungs-
mittel und Feuerlöscher im Baumarkt kaufen? Innenminister Alex-
ander Dobrindt will die US-amerikanische Überwachungssoftware 
Palantir bundesweit einsetzen. Was das bedeuten kann, lesen Sie 
ab Seite 14.

Mit Künstlicher Intelligenz setzen sich gleich zwei unserer 
Autoren auseinander: Hausjustiziar Olaf Kretzschmar wirft einen 
positiven Blick auf den EU-AI-Act, der den Einsatz von KI im Jour-
nalismus regeln soll (S. 22 ff.). Und Doc Baumann stellt generative 
Künstliche Intelligenz vor, mit der sich Bilder generieren lassen, die 
zunehmend realistischer erscheinen und von Fotos kaum noch un-
terscheidbar sind (S. 28 ff.).

Und auch sonst haben wir wieder viel Infor
matives und Interessantes für Sie im Blatt. 
Wir wünschen Ihnen viel Spaß bei der Lektüre!
Ihre Redaktion des Journalistenblatt

Liebe Leserinnen und Leser,
Wladimir Putin überfiel im Frühjahr 2022 die Ukraine. Plötzlich und 
unerwartet? Eher nicht, glauben die beiden Investigativjournalis-
ten Katja Gloger und Georg Mascolo. In ihrem neuen Buch „Das 
Versagen“ zeichnen sie ein schonungsloses Bild jahrzehntelanger 
Fehleinschätzungen: Sie zeigen, wie politische Verantwortungs-
träger Warnungen ignorierten und unbequeme Stimmen in der 
deutschen Russlandpolitik ausblendeten. Im Interview mit dem 

Journalistenblatt erklären sie, wie es zu diesen politischen Blind-
stellen kam, was sie bei ihrer Recherche am meisten überraschte – 
und was Deutschland aus den Fehlern im Umgang mit Russland 
lernen kann und muss. Sie finden es ab Seite 4.

Die Überwachungsmethoden des öffentlichen Raums werden 
immer raffinierter. Neben der Gesichtserkennung kommt jetzt eine 
bereits aus Hollywood-Blockbustern bekannte Methode in die Er-
probungsphase: Die Biometrische Gangerkennung soll Menschen 
aus der Ferne identifizieren können, selbst wenn sie ihr Gesicht ver-
hüllen. Karoline Tanck zeigt ab Seite 10, wie die Technologie funkti-
oniert und wo sie bereits eingesetzt wird.

Editorial

Inhaltsverzeichnis

4	� Vom Versagen der Politik
Russlands Krieg gegen die Ukraine kam nicht plötzlich – er 
war von Geheimdiensten vorhergesagt. In ihrem neuen Buch 
„Das Versagen“ zeichnen Katja Gloger und Georg Mascolo ein 
schonungsloses Bild politischer Fehleinschätzungen, wie sie im 
Doppelinterview mit dem Journalistenblatt  erklären

10	� Biometrische Gangerkennung
Biometrische Gangerkennung soll Menschen aus der Ferne 
identifizieren, selbst wenn sie ihr Gesicht verhüllen. Wie funktio-
niert die Technologie und wo wird sie bereits eingesetzt?

14	� Überwachung total. Im Namen der Sicherheit
Innenminister Dobrindt will die US-amerikanische Überwa-
chungssoftware Palantir bundesweit einsetzen und diese um 
die Erfassung biometrischer Daten von Gesichtern zu erweitern

16	�  Das Ende �der Wahrheit? 
Was, wenn die Wahrheit zur Ware wird und niemand mehr für 
sie bezahlt? Wenn KI-Systeme die Beiträge schreiben, weil es 
schneller geht und billiger ist? Ist es die logische Konsequenz ei-
nes perfekt ausgeführten Zangenangriffs auf den unabhängi-
gen Journalismus? 

18	� Wie politisch ist die Künstliche Intelligenz?
Man könnte Bertolt Brecht umkehren: Die Apokalypse ist das 
Schwere, das einfach zu machen ist, wenn die KI die Weltherr-
schaft übernimmt. Oder gibt es noch eine Rettung?

21	� PressCreditCard: Weltweite Vorteile zum Nulltarif

21	� Impressum 

22	� KI im Journalismus und der EU AI Act 
Viele Journalisten sind verunsichert: Darf ich KI für Recherchen 
nutzen? Muss jeder Text, der mithilfe von KI entstanden ist, ge-
kennzeichnet werden? Drohen Bußgelder oder Abmahnungen? 

24	� Steuerliche Neuerungen 2026
Deutschland steht am Beginn eines Jahres mit umfassenden 
steuerlichen Anpassungen auch für Journalisten und Fotografen. 
Dieser Beitrag ordnet die wichtigsten Neuerungen, erklärt ihre 
Wirkung und zeigt, wo Fallstricke liegen

26	� Finanzplanung für Selbstständige 
Wie Medienschaffende Sicherheit in einen unsicheren Alltag 
bringen, warum gute Honorare allein nicht reichen –  
und was stattdessen hilft 

28	� Die Zukunft wird sehr, sehr schön
Mit Künstlicher Intelligenz lassen sich Bilddokumente der  
Gegenwart und Vergangenheit fälschen. Die Zukunft dagegen 
ist offen …

33	� Fotos für die Pressefreiheit 2025
Die Einschränkung der Pressefreiheit ist immer ein Gradmesser 
für den Zustand der Demokratie. Reporter ohne Grenzen ist 
Herausgeber des Bildbands und finanziert sich neben Spenden 
und Mitgliedsbeiträgen auch mit Hilfe dieses Fotobuchs   

38	� Der uneingeschränkte Erhalt von Bargeld
Ohne Bargeld gerät die Gesellschaft in die völlige Abhängigkeit 
der privaten Finanzwirtschaft

39	� Engagement – RückBLENDE Ti
te

lfo
to

: B
er

nd
 L

am
m

el
w

w
w

.jo
ur

na
lis

te
nb

la
tt

.d
e

9

"Wir setzen unsere 

  Arbeit für Gerechtigkeit 

  und Menschenwürde 

  überall fort."

 
 

 

Vier Stiftungsgäste aus Aserbaidschan, Türkei, 

Ukraine und Äthiopien. 

Seit vier Jahrzehnten rettet die Hamburger 

 

 Stiftung für politisch Verfolgte mutige

Menschen wie unsere Stipendiaten. 

 

Für die Einladung neuer Gäste brauchen 

wir Ihre Unterstützung! Jetzt erst recht!

www.hamburger-stiftung.de
BIC: HASPDEHHXXX, IBAN: DE 5320 0505 5010 2225 0359Ihre Spende ist steuerlich absetzbar.

Jetzt

informieren &

spenden

40

©
 p

riv
at

, A
nd

riy
 D

ub
ch

ak
/R

FE
RL

, T
at

si
an

a 
Tk

ac
ho

va
, p

riv
at

9

"Wir setzen unsere 

  Arbeit für Gerechtigkeit 

  und Menschenwürde 

  überall fort."

 
 

 

Vier Stiftungsgäste aus Aserbaidschan, Türkei, 

Ukraine und Äthiopien. 

Seit vier Jahrzehnten rettet die Hamburger 

 

 Stiftung für politisch Verfolgte mutige

Menschen wie unsere Stipendiaten. 

 

Für die Einladung neuer Gäste brauchen 

wir Ihre Unterstützung! Jetzt erst recht!

www.hamburger-stiftung.de
BIC: HASPDEHHXXX, IBAN: DE 5320 0505 5010 2225 0359Ihre Spende ist steuerlich absetzbar.

Jetzt

informieren &

spenden

40

©
 p

riv
at

, A
nd

riy
 D

ub
ch

ak
/R

FE
RL

, T
at

si
an

a 
Tk

ac
ho

va
, p

riv
at

3Journalistenblatt 1|2026



  ?   Herr Mascolo, Frau Gloger, Sie ha­
ben gemeinsam das Buch „Das Versa­
gen“ geschrieben. Wann entstand die 
Idee, dieses Buch zu schreiben, und wa­
rum jetzt?
  !   Katja Gloger: Es ist nicht der Normalfall, 
dass Ehepaare den gleichen Beruf ausüben 
und sich dann auch noch zu dem Aben-
teuer verabreden, zusammen Bücher zu 
schreiben. Die erste Erfahrung hatten wir 
bereits bei der gemeinsamen Arbeit am 
Buch „Ausbruch: Innenansichten einer Pan-
demie – Die Corona-Protokolle“. Mit „Das 
Versagen“ sind wir in gewisser Weise auch 
an unserem Lebensthema. Ich beschäf-
tige mich seit 30 Jahren mit Russland – und 
dann kam der 24. Februar 2022. 
Georg Mascolo: Für mich waren zwei Punkte 
ausschlaggebend. Unser Berufsleben ist 
mit dem Ende des Kalten Krieges auf eine 
besondere Art und Weise verbunden: Katja 
erlebte das Ende der Sowjetunion in Mos-
kau. Ich hatte das Glück und Privileg, in der 
Zeit der friedlichen Revolution in der DDR 
als Korrespondent für Spiegel TV zu arbei-
ten. Wir erinnern uns also an diese Glücks-
momente. Dann kam der 24. Februar 2022, 
und wir stellten uns die Frage: Was ist da 

so gründlich schiefgegangen? Und wa-
rum? Wir versuchten, jenseits der ersten Er-
klärungen ein bisschen mehr Tiefe in die-
ses Thema zu bekommen, auch über den 
politischen Spin hinaus, denn wir wussten 
ja über die ersten Erklärungen hinaus sehr 
wenig. Gesetzliche Sperrfristen erschwer-
ten auch den Zugang zu Unterlagen. Mit 
Katjas tiefem Verständnis für Russland und 
meiner besonderen Arbeitsweise entstand 
die Idee: Wenn wir beides kombinieren, 
könnte daraus ein Buch werden.
 ?   Wie lange haben Sie gemeinsam da­
ran gearbeitet? 
  !   Georg Mascolo: Das lief mit Unterbre-
chungen. Am Anfang war da wohl eher die-
ser Moment, den ich professionelle Beunru-
higung nennen würde. 

 ?   Was genau heißt das?
 !   Georg Mascolo: Es ist der Moment, wenn 
das Interesse auf eine besondere Art und 
Weise wächst: Man beginnt, zu sprechen 
und zu sammeln, ohne dass sich zu diesem 
Zeitpunkt bereits die strukturierte Idee ei-
nes Buches entwickelt. Diesen Moment 
kann ich hier ziemlich genau festmachen: 
Es war Putins Aufsatz im Juli 2021. 

Katja sagte: „Da passiert etwas, was 
über das Maß dessen, was wir mit Putins 
Politik in der Vergangenheit gesehen ha-
ben, hinausreicht.“ Dann begannen wir zu 
recherchieren, ohne zu wissen, dass dar-
aus ein Buch werden würde. Mit der rich-
tig strukturierten Arbeit starteten wir rela-
tiv schnell nach dem 24. Februar 2022. Wir 
nahmen Kontakt zu Ministerien auf, bean-
tragten Schutzfristverkürzungen und arbei-
teten ab diesem Zeitpunkt dann mit Unter-
brechungen an diesem Projekt. 
Katja Gloger: Weitere Recherchen und Ge-
spräche, Überprüfen und Redigatur und 
das Schreiben selbst dauerten alles in allem 
ein Jahr. 
 ?   „Das Versagen“ beschreibt, dass deut-
sche Politiker Warnungen vor Putins  
Angriff auf die Ukraine über Jahre igno­

Als Wladimir Putin im Februar 2022 die Ukraine überfällt, ist die Welt schockiert. Doch der Krieg kam nicht plötzlich – er war 
von westlichen Geheimdiensten präzise vorhergesagt. In ihrem neuen Buch zeichnen Katja Gloger und Georg Mascolo ein 
schonungsloses Bild jahrzehntelanger Fehleinschätzungen: Sie zeigen, wie politische Verantwortungsträger Warnungen 
ignorierten und unbequeme Stimmen in der deutschen Russlandpolitik ausblendeten.
Auf Grundlage geheimer Dokumente und zahlreicher Gespräche mit Zeitzeugen rekonstruieren die Investigativjournalisten 
ein Stück jüngster Geschichte – von der umjubelten Putin-Rede im Bundestag über geheime Kanäle in den Kreml bis hin zu 
einem Dossier des Auswärtigen Amts, in dem bereits 2007 vor einem Konflikt um die Krim gewarnt wurde – und das doch in 
der Versenkung verschwand.
Im Doppelinterview mit dem Journalistenblatt erklären Katja Gloger und Georg Mascolo, wie es zu diesen politischen Blind­
stellen kam, was sie bei ihrer Recherche am meisten überraschte – und was Deutschland aus den Fehlern im Umgang mit 
Russland lernen kann und muss.

Vom Versagen  
der Politik

 Es gehörte lange, zu lange,  
 zum Selbstverständnis  
 deutscher Politik, Russland  
 gut zu verstehen, wenn nicht  
 sogar am besten. 
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Die Investigativjournalisten  
Georg Mascolo und Katja Gloger
Foto: Bernd Lammel
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rierten. Spätestens nach der Besetzung 
der Krim konnten die offensichtlichen 
Warnungen eigentlich nicht mehr über­
sehen werden. War die deutsche Russ­
landpolitik ignorant oder einfach naiv? 
  !   Georg Mascolo: Häufig ist es einfacher, 
zu beschreiben, was geschehen ist, als end-
gültige Erklärungen dafür zu finden, warum 
es zu keinen alternativen Schlussfolgerun-
gen gekommen ist. Viele hofften doch an-
fangs auf den „anderen“ Putin, einen Re-
former, vielleicht etwas autoritär, aber ein 
dem Westen zugewandter Modernisierer. 
Diesen Putin mit Bezug zu einer Demokra-
tisierung seines Landes, zu Pressefreiheit 
und Rechtsstaatlichkeit gab es in Wahrheit 
nie. Die Ende der Neunzigerjahre ohnehin 
schon geringe Hoffnung auf ein demokra-
tisches Russland war mit der Berufung des 
früheren KGB-Offiziers Wladimir Putin in 
das Präsidentenamt durch Boris Jelzin ei-
gentlich gestorben. Man kann verschie-
dene Bruchpunkte identifizieren, aber ganz 
sicher ist das Jahr 2014 und die Annexion 
der Krim ein entscheidender. 

Vor allem in den Jahren danach hätte 
man das beträchtliche politische und auch 
ökonomische Potenzial unseres Landes ein-
setzen können, um vielleicht selbst ein paar 
rote Linien gegen Putins Aggressionen zu 
markieren. Weniger Abhängigkeit vom rus-
sischen Gas etwa, kein Verkauf der wichtigen 
Gasspeicher an Gazprom. Heute ist es inte-
ressant, den Verantwortlichen zuzuhören, 
denn sie tun sich oft schwer, dies zu erklären. 
Katja Gloger: Im Nachhinein ist man in der 
Regel immer klüger – und auch gerne klü-
ger. Wir versuchen, in unserem Buch ge-
nau das zu vermeiden, stattdessen Wen-
demarken aus den vergangenen 25 Jahren 
zu identifizieren und die Entscheidungen 
deutscher Politik in den jeweiligen Situa-
tionen und Entwicklungen möglichst fair 
zu beschreiben. Ebenso die Dilemmata, in 
denen politisch Handelnde sich befanden, 
weil sie einen Interessenausgleich auf inter-
nationaler oder nationaler Ebene brauchten, 
all die zum Teil auch fatalen Kompromisse, 
so etwa beim NATO-Gipfel in Bukarest 2008. 
Und auch: Wie geht man mit den Interes-
sen der deutschen Wirtschaft um? Wenn 
wir die vergangenen 25 Jahre zusammen-
zufassen, so lange ist Putin an der Macht, 
war die deutsche Russlandpolitik auch von 
Wunschdenken geprägt – viele haben sich 
Wladimir Putin wohl schöner geredet, als es 
jemals hätte sein dürfen, und zwar von An-
fang an. Stichwort Stabilität, Stichwort gute 
Geschäfte – Wunschdenken. Und dazu 

diese Langmut mit einem Mann auf dem 
Weg in die Diktatur. 

Es gehörte lange, zu lange, zum Selbst-
verständnis deutscher Politik, Russland gut 
zu verstehen, wenn nicht sogar am bes-
ten. Und zwar aufgrund unserer jahrhun-
dertealten Verknüpfung, unserer besonde-
ren Verantwortung auch, die sich aus den 
Verbrechen der Deutschen, dem Vernich-
tungskrieg gegen die Völker der Sowjet-
union ergeben. Darin liegt sicher ein Teil 
des Problems: Die deutsche Politik bezog 
sich vor allem auf Moskau und Russland 
und eben nicht auf dieses weite Land im 
Osten Europas, die Ukraine. 
Georg Mascolo: Und viele andere ostmittel-
europäische Länder, unsere Nachbarn. Das 
Selbstverständnis, der vermeintlich beste 

„Russlandversteher“ zu sein, liegt auch in der 
Tradition der Ostpolitik, in der sich vor allem 
Sozialdemokraten gesehen haben. Es ist 
nichts falsch daran, durch Dialog und Kom-
promisse zu einem guten Miteinander zu 
kommen. Das Problem war nur, dass Wla-
dimir Putin an Kompromissen nach unseren 
Vorstellungen kein Interesse hatte. 
 ?   Putin ist bis heute nicht an Kompro­
missen interessiert. Deshalb ist es er­

staunlich, dass nach dem Überfall auf 
die Ukraine die Sozialdemokratie, die 
immer sehr freundlich gegenüber Putin 
war, nur wenig Einsicht hatte, Fehler in 
der Russlandpolitik einzuräumen. Und 
selbst beim Bundespräsidenten gab es 
wenig Einsicht.
  !   Georg Mascolo: Der Bundespräsident 
und Außenminister in zwei Großen Koalitio
nen sprach 2022 auch von Fehlern. Im Ge-
gensatz zu Gerhard Schröder und Angela 
Merkel, die in ihrer Russlandpolitik keinerlei 
Fehler erkennen können, zumindest nicht 
öffentlich.

Unser Titel „Das Versagen“ bezieht sich 
vor allem auf die Zeit nach 2014. Da wurde 
es gleich dreifach unerklärlich. Die Ener-
gieabhängigkeit von Russland wuchs, die 
Bundeswehr wurde vernachlässigt, und es 
wurden keine Konsequenzen aus dem hy-
briden Krieg gezogen, den Putin spätestens 
2015 mit dem Cyberangriff auf den Deut-
schen Bundestag auch gegen Deutschland 
begann. 
 ?   Sie bekamen für Ihr Buch Zugang zu 
Geheimdokumenten und haben Zeit­
zeugen befragt. Gab es Informationen, 
die Sie besonders überrascht oder scho­
ckiert haben?
 !   Georg Mascolo: Es ist immer wieder inte-
ressant und bemerkenswert, was man wäh-
rend einer solchen Recherche finden kann. 
Für mich waren die Notizblöcke des leider 
vor kurzem verstorbenen früheren Staats-
sekretärs im Auswärtigen Amt, Klaus Scha-
rioth, spannend. Bereits im Januar 2000 
hatte er als einer der ersten Wladimir Putin 
in Moskau besucht. Auf dem Rückflug no-
tierte er: „Hochintelligent, hart, skrupellos. 
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 Bei Gerhard Schröder hat man  
 es mit der seltenen Kombi-  
 nation zu tun, dass er gut  
 bezahlt wird, aber zugleich  
 daran glaubt, alles richtig zu  
 machen. 
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Kalter, entschlossener Operateur.“ Und er 
schrieb: Mit so einem wolle man nicht be-
freundet sein.

Es war hellsichtig, wie man im Pla-
nungsstab des Auswärtigen Amts nach der 
Rede Wladimir Putins in München 2007 die 
Lage analysierte und Szenarien aufschrieb. 
Ein Szenario, das damals unglücklicher-
weise als wenig wahrscheinlich beurteilt 
wurde, kommt der heutigen Situation ge-
spenstisch nahe. Es war interessant, zu le-
sen und auch in zahlreichen Gesprächen zu 
erfahren, welch kluge Gedanken und Positi-
onen vertreten wurden, übrigens auch von 
den Geheimdiensten in diesem Land. Und 
man sucht nach einer Erklärung, warum so 
wenig davon in die russlandpolitische Stra-
tegie eingeflossen ist. 
Katja Gloger: Recherchen sind immer eine 
Expedition, und das Wunderbare an unse-
rem Beruf ist, dass man in diesen Expedi-
tionen „Tiefenbohrungen“ unternehmen 
kann. Manchmal sind es Zufälle, dass sich 
bestimmte Dokumente öffnen, manch-
mal geht man über Wochen gezielt Din-
gen nach. Ich beschäftige mich beruf-
lich mit dem großen Thema Sowjetunion, 
Russland und Putin seit vielen Jahren, aber 
auch für mich gab es immer wieder Über-
raschungen. 
 ?   Haben Sie ein Beispiel?
  !   Katja Gloger: Überrascht haben mich 
die Hintergründe zu Putins historischer 
Rede im Bundestag 2001 oder auch die 
Rüstungskooperation zwischen Deutsch-
land und Russland nach dem Bukarest-
Gipfel 2008 und dem Georgien-Krieg kurz 
darauf. Es musste klar sein, wie zittrig das 
Verhältnis zwischen Russland und der Uk-
raine war. Schon damals hatte Putin davon 
gesprochen, die Ukraine sei ja eigentlich 
kein eigenständiges Land. Dass Deutsch-
land vor diesem Hintergrund eine Rüs-
tungskooperation mit Russland einging, ist 
beispiellos. 
Georg Mascolo: Wir erlebten auch interes-
sante Momente, in denen wir darauf zu-
rückgeschaut haben, wie wir selbst Dinge 
betrachtet haben. Ich kann mich daran er-
innern, dass ich 2018 eine heftige Diskus-
sion mit Katja hatte. Sie schrieb damals 
einen Artikel im Stern, in dem sie die Pipe-
line Nord Stream 2 als Putins geopolitische 
Waffe beschrieb. Ich hatte eine andere Posi-
tion. Bei den Recherchen zum Buch konnte 
ich noch einmal gedanklich zurückreisen 
und mich fragen: Wieso habe ich das nicht 
in größerer Klarheit gesehen, obwohl es 
nicht schwer zu erkennen war? 

In der Rückschau kann man immer 
schnell zu dem Schluss kommen: „Das 
musste man doch sehen, das war doch al-

les klar.“ Aber wenn wir zurückschauen, wie 
die journalistische Berichterstattung aussah, 
bewegte sie sich häufig entlang der Wellen 
und Sinuskurven der politischen Diskussion. 
Als eigenständiger Taktgeber, als Nach-
denkhilfe funktionierte sie häufig nicht. Wo-
bei ich bei der Russland-Berichterstattung 
einschränkend sagen würde: Das gilt nicht 
für die großartige Arbeit der Moskauer Kor-
respondentinnen und Korrespondenten. 
Dort existierte dieses journalistische Ge-
gengewicht die ganze Zeit. Man hätte es 
nur intensiver, nachhaltiger zur Kenntnis 
nehmen müssen. 
 ?   Haben die Medien in Deutschland 
das Thema Russland unter Putin nicht 
rechtzeitig thematisiert? Hätte die Be­
richterstattung spätestens nach 2014, 
nach der Annexion der Krim, kritischer 
sein müssen? Gab es in den deutschen 
Qualitätsmedien ausreichend Gespür 
für das Thema Russland? 
 !   Georg Mascolo: Es ist gut und wichtig, dass 
wir inzwischen nach jedem großen Wen-
depunkt, nach jeder Erschütterung auch 
durchaus selbstkritisch zurückschauen: Wie 
sah mediale Berichterstattung aus? Dazu ge-
hören auch die großen Themen Migration 
und Corona. In der Diskussion um Russland 
und Russlandpolitik aber gab es wohl vor al-
lem nach 2014 zu viele sogenannte „Russ-
landversteher“, die Putins aggressive Politik 
verharmlosten. Man hörte häufiger den Satz: 

„Die Krim war doch irgendwie schon immer 
russisch.“ 
 ?   Da werden Narrative bedient. 
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Katja Gloger
Die mehrfach ausgezeichnete Journalistin 
arbeitet seit über 30 Jahren vor allem zu 
Russland und internationaler Sicherheits-
politik. Die Osteuropahistorikerin 
berichtete als Korrespondentin des „Stern“ 
viele Jahre aus Moskau und Washington. 
Sie interviewte Michail Gorbatschow, 
Boris Jelzin und auch Wladimir Putin, den 
sie als erste westliche Journalistin über 
Monate begleitete. Ihr Buch „Putins Welt“ 
entstand nach der Annexion der Krim 
2014 und beschrieb einen Mann auf impe-
rialer, vermeintlich historischer Mission.

Georg Mascolo
Der Bestsellerautor gehört zu den 
führenden investigativen Journalisten des 
Landes. Der ehemalige Chefredakteur des 

„Spiegel“ leitete die Recherchekooperation 
von NDR, WDR und „Süddeutscher 
Zeitung“. Als junger Reporter von „Spiegel 
TV“ arbeitete er in der DDR. Und doku-
mentierte am späten Abend des 
9. November 1989 jenen historischen 
Moment, als sich am Berliner Grenzüber-
gang Bornholmer Straße der Schlag-
baum hob – und die Mauer fiel. Seine 
Reportage wurde von der UNESCO ins 
Weltdokumentenerbe aufgenommen.
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  !   Georg Mascolo: Absolut. Aber da gibt es 
auch so viele kluge und großartige Bücher 
und auch tiefgründige Berichterstattung 
über Russland und den russischen Präsi-
denten. Zu den journalistischen Defiziten 
gehört allerdings unsere Vernachlässigung 
einer konsistenten Berichterstattung aus 
der und über die Ukraine. Ein gutes Bei-
spiel ist mein früheres eigenes Blatt, der 
Spiegel, für den ich fast 25 Jahre gearbei-
tet habe. Da gab es in den Neunzigerjah-
ren eine Ukraine-Korrespondentin – aber 
deren Büro in Kyjiw wurde relativ schnell 
wieder geschlossen und auch in meiner 
Zeit als Chefredakteur nicht wieder eröff-
net. Es hieß: Die Ukraine kann man auch 
aus Moskau oder Warschau journalistisch 
betrachten. Das ist meine Verantwortung. 
Diese moskauzentrierte Sicht hat sich erst 
mit dem 24. Februar 2022 geändert. Es ist 
furchtbar, dass es eines Krieges bedurfte, 
damit dieses große, wichtige Land mit sei-
ner komplizierten Geschichte die medi-
ale Aufmerksamkeit erhielt, die es schon 
lange verdient hatte – und hoffentlich 
dauerhaft erhält. 
Katja Gloger: Vor allem nach 2014 war die 
mediale Debatte in Teilen durchaus erbit-
tert. Da konnten wir von Politikern, aber 
auch von namhaften Journalistinnen und 
Journalisten offene Briefe lesen, einer da-
von wurde auch in der Zeit veröffentlicht, in 
dem es hieß: „Wieder Krieg in Europa? Nicht 
in unserem Namen.“ Da wurde an die Bun-
desregierung appelliert, ihrer Verantwor-
tung für den Frieden gerecht zu werden. 
Das war schon bemerkenswert.

Für viele lag wie eine Art Garant für 
den „besseren“ Putin lange auch Altkanzler 

Schröder über der Debatte, der in seiner Ar-
gumentation grundsätzlich ja gar nicht so 
Unrecht hatte, wenn er sagte: Wir brauchen 
einen Ausgleich, wir brauchen Freund-
schaft, wir brauchen gute Wirtschaftsbezie-
hungen, denn die schaffen Stabilität. Und 
Stabilität schafft Sicherheit, und Sicherheit 
festigt den Frieden.
 ?   Altkanzler Schröder hatte aber auch 
handfeste finanzielle Interessen.
  !   Katja Gloger: Nach dem Ende seiner 
Amtszeit, ja. Putin aber hatte ganz andere 
Ziele und ließ daran keinerlei Zweifel auf-
kommen. Auch unsere Gesellschaft wollte 
von dieser Schröder-Sicht auf Putins Russ-
land lange Zeit nicht Abstand nehmen oder 
sich damit auseinandersetzen. Denn das 
hätte Konsequenzen bedeutet zum Bei-
spiel für die Bundeswehr und das Zwei-Pro-
zent-Ziel der Verteidigungsausgaben, um 
das wir lange einen Bogen machten. Der 
Osten der Ukraine, dieser De-facto-Krieg 
im Donbass, das war dann doch vergleichs-
weise weit weg. 
Georg Mascolo: In den Regierungsakten, die 
wir eingesehen haben, findet sich häufiger 
die Beschwerde über die vermeintlich un-
gerechte mediale Berichterstattung über 
Russland. Gerhard Schröder beklagte schon 
beim Baustart von Nord Stream 1, dass die 
Medien so kritisch seien. Und Wladimir Pu-
tin kritisierte praktisch bei jeder Gelegenheit 
die angeblich russophobe Berichterstat-
tung und Stimmungsmache in Deutschland. 
 ?   Auch wenn das in Russland anders 
ist: Die Aufgabe der vierten Gewalt ist 
es, Regierungshandeln kritisch zu be­
gleiten. Gerhard Schröder hat in seinem 
Engagement für russische Gaskonzerne 

sehr gut verdient und deshalb unkriti­
sche Positionen zu Russland eingenom­
men. War er vielleicht sogar davon über­
zeugt, das Richtige zu tun?
  !   Georg Mascolo: Es ist das Wesen von 
Lobbyismus, eine Position einzunehmen, 
weil man dafür entsprechend gut bezahlt 
wird. Ich glaube, bei Gerhard Schröder hat 
man es mit der seltenen Kombination zu 
tun, dass er gut bezahlt wird, aber zugleich 
daran glaubt, alles richtig zu machen. 
Katja Gloger: Nord Stream 1 und 2 sollten 
Russland und Deutschland auch politisch 
verbinden, aber es wird schnell vergessen, 
dass Nachbarländer mit ganz eigener Ge-
schichte auch in Bezug auf Russland dazwi-
schen liegen, von der Ukraine ganz abge-
sehen. Es ist für mich schwer, Verständnis 
dafür zu entwickeln, warum nach 2014 
Nord Stream 2 noch auf den Weg gebracht 
wurde. Es war zwar ein privatwirtschaftli-
ches Projekt, aber ohne politische Unter-
stützung und Begleitung hätte es niemals 
umgesetzt werden können. Und parallel er-
folgte auch noch der endgültige Verkauf 
des größten deutschen Gasspeichers an 
Gazprom. Das passierte zeitgleich im Sep-
tember 2015. Die Krim ist annektiert, das 
Passagierflugzeig MH17 abgeschossen, die 
Toten fielen vom Himmel, im wahrsten Sinn 
des Wortes. Im Osten der Ukraine herrscht 
bereits Krieg, und dennoch verabschiedet 
Deutschland dieses Pipeline-Projekt, von 
dem alle wissen, dass es die Energieabhän-
gigkeit von Russland weiter und weiter und 
weiter vergrößert. Auch die Bundesregie-
rung übte politischen Druck aus, um die 
Pipeline zu realisieren.
 ?   Gab es zu dieser Zeit tatsächlich eine 
kritische Medienberichterstattung über 
das Engagement von Altkanzler Schrö­
der und die deutsche Russlandpolitik? 
 !   Georg Mascolo: Ich glaube, dass wir auch 
medial nach 2014 womöglich keine aus-
reichende Aufmerksamkeit gezeigt haben.  
Es gibt aber andere Momente, in denen 
die mediale Aufmerksamkeit in Bezug auf 
Putins Vorgehen den maximalen Punkt er-
reichte. 
 ?   Beispielsweise?
  !   Georg Mascolo: Der Giftanschlag mit ei-
ner Massenvernichtungswaffe 2020 auf Ale-
xej Nawalny wurde sogar zur Weltnach-
richt. Dies führte zu einer heftigen Debatte 
in der deutschen Politik. Für einen kleinen 
Moment schien eine echte Abkehr mög-
lich. Dass Deutschland ein Stoppschild set-
zen, mit der Politik des „Weiter so“ aufhören 
würde. Damals gab es ja auch Forderungen Fo
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nach einem Moratorium für den Bau von 
Nord Stream 2. 

An dieser Stelle waren mediale Auf-
merksamkeit und medialer Druck geradezu 
maximal und auch eine politische Unter-
stützung dieser Position. Aber wir hatten 
eine Kanzlerin, die sich entschied, an dem 
Pipeline-Projekt festzuhalten. Es gab groß-
artige journalistische Berichterstattung. Ge-
nau deshalb arbeiten wir in diesem Beruf. 
Und dann stellt sich heraus, dass die Auf-
merksamkeit doch nicht groß genug war. 
Manchmal gibt es Entscheidungen, so wie 
das Festhalten an Nord Stream 2, für die 
man sich im Nachhinein nur schämen kann. 
 ?   Digitale Medien und soziale Netz­
werke haben die Informationslandschaft 
stark verändert. Wird durch Instagram, 
TikTok, X und Facebook das Problem der 
medialen Polarisierung und Desinfor­
mation verschärft? Wir hätten uns vor 
20  Jahren ja nicht einmal annähernd 
vorstellen können, was heute in den 
Sozialen Medien an Desinformation 
kursiert.
  !   Georg Mascolo: Wie in anderen Berei-
chen auch, erleben wir in der medialen Ent-
wicklung revolutionäre Zeiten. Es geht um 
die Fundamente der Informationsgesell-
schaft. Das Wort „Informationsgesellschaft“ 
klingt ein bisschen hüftsteif, aber im Kern 
geht es doch um die Frage: Wie komme 
ich an verlässliche Informationen? Für das 
Funktionieren einer Gesellschaft ist das 
nicht weniger wichtig als der Zugang zu 
sauberem Wasser oder zu einem verlässli-
chen Gesundheitssystem. Die Gesellschaft 
ist in vielerlei Hinsicht unter Druck, deshalb 
ist es umso wichtiger, dass klassische jour-
nalistische Tugenden nicht verlorengehen 
und es eine deutliche Abgrenzung gibt zu 
den Aufgeregtheiten und Zuspitzungen so-
zialer Netzwerke – und das sollte auch klar 
zu erkennen sein. Die auch durch soziale 
Medien und all die Klicks getriebene Ab-
lenkung und die Herausforderungen sind 
auch im Journalismus so groß, dass die Kon-
zentration auf das, was guten Journalismus 
ausmacht, in diesen Zeiten schwierig, aber 
eben auch zwingend notwendig ist. Dazu 
gehört die klare Trennung von Nachricht 
und Kommentierung. Dieses Ideal ist schon 
ziemlich alt, aber es liest sich in diesen Ta-
gen geradezu aufreizend frisch. 
Katja Gloger: Es heißt ja auch: „Die Zukunft 
der Demokratie entscheidet sich im Netz.“ 
Für unser journalistisches Handwerk be-
deutet das, dass wir anders als früher stetig 
neu darum ringen müssen, uns über Fak-

ten zu verständigen. Und wir müssen uns 
fragen: Wie gehen wir mit der immer grö-
ßer werdenden Macht der Plattformen um? 
Welche demokratischen Möglichkeiten fin-
den wir, diese Plattformen zu regulieren? 
Wir müssen eine gute Antwort auf diese 
Frage finden, immer dringender, denn 
Künstliche Intelligenz verändert auch die 
mediale Welt radikal. 
 ?   Der Dschinn ist aus der Flasche, und 
den kriegen wir nicht wieder rein. 

  !   Georg Mascolo: Ich gebe Ihnen recht. 
Das ist eine ständige Diskussion zwischen 
Katja und mir. Sie sagt: „Du bist in diesem 
Punkt zu optimistisch.“ Ich bin nicht opti-
mistisch, aber ich bin auch der Meinung, je 
drängender Probleme werden, desto zwin-
gender ist es, sein Allerbestes zu geben. Wir 
sollten den Diskussionen nicht ausweichen 
und dort, wo wir selbst für Veränderung 
sorgen können, diese Veränderung anstre-
ben und angehen. 
 ?   Die Politik könnte auch Veränderun­
gen anstoßen, indem sie beispielweise 
die Medienkompetenz von Kindern und 
Jugendlichen stärkt.
 !   Georg Mascolo: Da kann ich gleich noch 
einmal einen Bogen zu unseren Buchre-
cherchen schlagen. Unter den Dokumen-
ten, die wir einsehen konnten, fand sich ei-
nes aus dem Jahr 2016. Darin machten BND 
und Verfassungsschutz dem Kanzleramt 
Vorschläge, wie man mit dieser Flut russi-
scher Desinformation, dem Großangriff auf 
die Fundamente unserer Demokratie um-
gehen könnte. Da findet sich der vermeint-
lich harmlose, aber sehr kluge Gedanke, 
den Umgang mit Fake News und Desinfor-
mation in die Lehrpläne der Schulen aufzu-
nehmen. Lesenlernen bleibt eine Grund-
tugend, aber wir müssen unseren Kindern 
auch beibringen, wann sie dem, was sie le-
sen, vertrauen können. �

Das Interview führte  
Bettina Schellong-Lammel

Georg Mascolo, Katja Gloger
Das Versagen
Ein Schlüsselwerk zum Verständnis 
unserer gefährlichen Gegenwart

ISBN: 9783550204272
Preis: 26,99 Euro
www.ullstein.de
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U nser Gang ist besonders. Wir un-
terscheiden uns zum Beispiel 
darin, wie wir unsere Füße auf-

setzen, unsere Arme beim Gehen schlenkern 
lassen oder wie viel Zeit wir für einen Schritt 
benötigen. Solche Merkmale sind individu-
ell und potenziell auch verräterisch, denn 
sie werden wie beiläufig bei der Videoüber-
wachung mit aufgezeichnet. Und anders als 
bei der biometrischen Gesichtserkennung 

kann man nicht einfach eine Maske aufset-
zen, um den eigenen Gang zu verschleiern.

Wenn man Menschen auch von Weitem 
anhand ihrer Körpermerkmale erkennt, nennt 
man das biometrische Fernidentifizierung. 
In der öffentlichen Debatte darüber geht es 
meist um Gesichtserkennung. Dabei gibt es 
noch weitere Möglichkeiten, Menschen bio-
metrisch zu erkennen. Eine solche Methode 
ist die biometrische Gangerkennung.

Verboten ist der Einsatz der Technologie 
in der EU nicht, im Gegenteil. Dort, wo die KI-
Verordnung (AI Act) den Staaten Spielraum 
für biometrische Gesichtserkennung lässt, 
können Behörden auch andere biometri-
sche Technologien einsetzen – auch wenn 
darüber selten diskutiert wird.

Dieser Artikel erklärt, was Gangerken-
nung bereits kann und wo sie schon ange-
wandt wird. Die Organisationen Amnesty In-

Biometrische 
Gangerkennung
Zeige mir, wie du gehst, und ich sage dir, wer du bist

Biometrische Gangerkennung soll Menschen aus der Ferne identifizieren können,  
selbst wenn sie ihr Gesicht verhüllen. Unser Überblick zeigt, wie die Technologie funktioniert 
und wo sie bereits eingesetzt wird. Menschenrechtler fordern ein Verbot.

Von Karoline Tanck
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ternational und AlgorithmWatch warnen vor 
der Technologie – die beispielsweise die Po-
lizei bereits auf dem Schirm hat. Und im Auf-
trag der Europäischen Union erkunden For-
scher und Forscherinnen in Österreich ihren 
Einsatz an der EU-Grenze.

Wie funktioniert Gangerkennung?
Auch Menschen können andere Personen 
anhand ihres Ganges identifizieren. Unter an-
derem in Großbritannien werden dafür Sach-
verständige vor Gerichte geladen, um etwa 
die Identität eines Tatverdächtigen festzu-
machen. Einer Studie über diese forensische 
Gangerkennung aus dem Jahr 2018 zufolge 
würden solche Gang-Experten allerdings 
noch wenig mit Software arbeiten.

Inzwischen gibt es zunehmend tech-
nisch gestützte Methoden für Gangerken-
nung, die gemeinhin als KI bezeichnet wer-
den. Einer der Menschen, der dazu forscht, 
ist Simon Hanisch. „Gangerkennung funktio-
niert mittlerweile sehr gut mithilfe von Deep 
Learning und Objekterkennung“, erklärt der 
Forscher, der am Karlsruher Institut für Tech-
nologie zur Anonymisierung biometrischer 
Daten arbeitet.

Im Gespräch mit netzpolitik.org be-
schreibt er, wie Gangerkennung per Software 
heutzutage funktionieren kann: Zuerst zer-
legt die Software das Video einer laufenden 
Person in einzelne Frames, also Momentauf-
nahmen. So lassen sich etwa die Phasen ei-
nes Schrittes nachvollziehen, die Bewegun-
gen von Armen und Beinen. Danach stellt 
die Software die Umrisse der Person frei. Sie 
sieht dann so ähnlich aus wie ein Ampel-
männchen. Schließlich legt die Software die 
Umrisse aus mehreren Frames in Graustufen 
übereinander. Das sieht dann aus wie ein Am-
pelmännchen mit vielen Armen und Beinen.

Auf diese Weise sollen möglichst einzig-
artige Profile entstehen, anhand derer sich 
Menschen voneinander unterscheiden las-
sen – und wiedererkennen.

Wie korrekt ist die Gangerkennung?
Zur Gangerkennung sind in den vergan-
genen Jahren viele Studien erschienen. Sie 
beschreiben mehrere Verfahren, die unter-
schiedlich genau sind. Manche Forschende 
verweisen auf äußere Faktoren, die Einfluss 
auf unseren Gang haben und deshalb die 
Wiedererkennung erschweren würden. Zum 
Beispiel könnten Schuhe, die Beschaffen-
heit des Bodens oder Taschen das Gang-
profil verändern.

So stellten auch die Autoren der oben 
erwähnten Studie zur forensischen Gan-

lassen, um bessere Ergebnisse zu erzielen, 
beispielsweise Gangerkennung mit Ge-
sichtserkennung.“ Ein Potenzial für staatli-
che Überwachung sieht Hanisch durchaus. 
Besonders sei es für Behörden vorteilhaft, 
Gangerkennung einzusetzen, weil „man sei-
nen Gang nur schwer verstecken kann“.

Deutschland: Polizei bildet sich zu 
Gangerkennung weiter

Wir haben bei deutschen Polizeibehörden 
nachgefragt, ob sie biometrische Ganger-
kennung einsetzen oder sich zumindest da-
mit beschäftigen. Die Landeskriminaläm-

ter (LKAs) aus 16 Bundesländern sowie das 
Bundeskriminalamt (BKA) haben den Einsatz 
computergestützter biometrischer Ganger-
kennung verneint.

Laut der Pressestelle des LKA Hessen 
„fehlt es an einer Datenbank, gegen die ein 
solches System Daten abgleichen könnte“. 
Prinzipiell hätten die Beamten und Beam-
tinnen in Hessen die Gangerkennung al-
lerdings auf dem Schirm. „Denkbar wären 
Eins-zu-eins-Vergleiche, beispielsweise den 
Gang einer unbekannten Person mit dem 
Gang einer bekannten Person abzuglei-
chen“, schreibt die Pressestelle. Dies könne 
als Sachbeweis in einem laufenden Ermitt-
lungsverfahren herangezogen werden.

Das LKA Berlin hat sich ebenso mit Gan-
gerkennung beschäftigt, allerdings nicht 
computerbasiert. Stattdessen würden Gut-
achten des kriminaltechnischen Instituts 
(KTI) des LKA Berlin „nach der Methode der 
beobachtenden Gangbildanalyse erstellt, 
wie sie auch in der Medizin und der Sport-
wissenschaft angewandt wird“. Auch das 
LKA Rheinland-Pfalz wende sich für solche 
Gutachten an das LKA Berlin.

Das LKA Saarland hat sich nach eigenen 
Angaben bereits mit biometrischer Gan-
gerkennung beschäftigt, und zwar im Rah-
men einer Fortbildung durch das BKA. Das 
BKA wiederum teilt mit, die angesprochene 
Fortbildung sei eine Online-Vortragsreihe 
der Deutschen Hochschule der Polizei ge-
wesen. Dort habe man Vertreter der Poli-
zeien von Bund und Ländern über aktu-
elle Entwicklungen in der Kriminaltechnik 
informiert.

gerkennung fest: Der Beweiswert eines 
menschlichen Ganggutachtens vor Ge-
richt sei relativ niedrig. Das war jedoch im 
Jahr 2018. Mittlerweile sind die technischen 
Mittel ausgereift genug, um Personen trotz 
sich ändernder Bedingungen zu identifizie-
ren, wie Simon Hanisch erklärt. Die Software 
könnte auch Veränderungen des Gangs ein-
beziehen.

Eine KI ist jedoch nur so gut wie die Da-
ten, mit denen sie trainiert wurde. „Für das 
Training benötigt man viele Daten“, sagt Ha-
nisch, „die entsprechenden Datensätze gibt 
es aber heute schon“. Um nur eine einzelne 

Person anhand ihres Gangs über mehrere 
Überwachungskameras hinweg zu verfol-
gen, brauche es nicht sehr viele Daten, so 
der Forscher. Zur Identifikation würden be-
reits einige Beispiele genügen, die zeigen, 
wie diese Person geht.

Anders sehe es aus, wenn eine belie-
bige Person in einem Video eindeutig iden-
tifiziert werden soll, erklärt Hanisch. Dafür 
„wäre eine große Datenbank erforderlich, 
in der Gangbeispiele aller Personen vorhan-
den sind – analog zu einer Datenbank mit 
Gesichtsbildern oder Fingerabdrücken“. Im 
Moment gibt es allerdings keine Anzeichen 
dafür, dass in Deutschland größere Daten-
banken mit biometrischen Gangprofilen 
existieren.

Eine wichtige Komponente könne 
auch die Zeitspanne sein. Wie verändert 
sich der Gang eines Menschen über Jahr-
zehnte? Es gibt „noch nicht genug For-
schung, um sagen zu können, wie gut die 
Gangerkennung über die Zeit funktioniert“, 
sagt Hanisch. „Wahrscheinlich wird es einen 
großen Einfluss haben; allerdings sind mir 
keine Studien bekannt, die das wirklich gut 
untersucht haben.“

Für eine realistische Anwendung der 
Gangerkennung brauche es noch mehr 
Forschung. „Meiner allgemeinen Vermu-
tung nach würde die Gangerkennung in 
einem realistischen Setting außerhalb des 
Labors wahrscheinlich eher mäßig gut 
funktionieren.“

Trotzdem warnt Hanisch vor der Tech-
nologie: „Man sollte nicht vergessen, dass 
sich biometrische Merkmale kombinieren 

 Um eine einzelne Person anhand ihres Gangs über mehrere  
 Überwachungskameras hinweg zu verfolgen, braucht es nicht  
 sehr viele Daten. 
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Deutschland: Erkennung gehender 
Personen im Supermarkt

Gangerkennung findet wohl auch Verwen-
dung in der freien Wirtschaft. Bereits 2024 
berichtete netzpolitik.org von einem Rewe-
Supermarkt in Berlin, der seine Besucher 
und Besucherinnen mit hunderten Über-
wachungskameras durch den Laden ver-

folgt, die mitgenommenen Waren erkennt 
und dann an der Kasse abrechnet. Dabei ar-
beitet Rewe mit der israelischen Firma Trigo 
zusammen, die es sich zur Mission gemacht 
hat, den Einzelhandel mit KI zu optimieren.

Im Rewe-Supermarkt soll es allerdings 
keine Gesichtserkennung geben, wie Rewe 
und Trigo betonten. Stattdessen würden 
Kameras die schematische Darstellung des 
Knochenbaus der Menschen erfassen, um 
sie voneinander zu unterscheiden. Auch 
das kann eine Form biometrischer Ganger-
kennung sein, wie sie etwa in einer Studie 
der TU München beschrieben wird. Dem-
nach könne Gangerkennung per Skelett-
modell sogar besser funktionieren als über 
die Silhouette. Die Strichmännchen mit 
Knotenpunkten an den Gelenken aus der 
Münchner Studie ähneln optisch dem Pres-
sematerial von Trigo. 

Auf Anfrage von netzpolitik.org ver-
neint Trigo allerdings den Einsatz von Gang
erkennung: „Unser System unterscheidet 
zwischen Käufern und Käuferinnen mittels 
computerbasierten Sehens (‚computer vi-
sion‘)“, schreibt die Pressestelle. „Aus wett-
bewerbstechnischen Gründen können wir 
nicht tiefer auf technologische Details ein-
gehen, aber wir nutzen keine Gangerken-
nung oder biometrische Identifikation.“

Ohne die technologischen Details, die 
Trigo vorenthält, lässt sich die Technologie 
nicht abschließend bewerten. Bereits 2024 
hatten wir den Biometrie-Experten Jan Kriss-
ler (alias Starbug) um eine Einschätzung ge-
beten. Er sagte mit Blick auf Trigo: „Körper-
merkmale erfassen ist der Inbegriff von 
Biometrie – und das passiert hier.“

Die Technologie, deren Details das Unter-
nehmen geheim halten will, wird nach An-
gaben von Trigo schon in mehreren europä-
ischen Ländern eingesetzt. Wo genau? Auch 
hierzu verweigert die Pressestelle eine Ant-
wort, wieder mit Verweis auf Wettbewerber.

EU: Forschung an Gangerkennung 
für die Grenze

Die EU erforscht den Einsatz von Gangerken-
nung an der Grenze, Projektname: PopEye. 
Das Projekt läuft von Oktober 2024 bis Sep-
tember 2027. Auf der Projektwebsite gibt es 
beim Klick auf „Ergebnisse“ noch nichts zu 
sehen. In der dazugehörigen Beschreibung 

heißt es auf Englisch: „Das von der EU ge-
förderte Projekt PopEye zielt darauf ab, die 
Sicherheit an den EU-Grenzen durch den 
Einsatz fortschrittlicher biometrischer Tech-
nologien zur Identitätsüberprüfung in Be-
wegung zu erhöhen.“ Eine dieser Technolo-
gien ist Gangerkennung.

Die Grenzagentur Frontex listet PopEye 
als eines mehrerer Forschungsprojekte auf 
der eigenen Website auf. Bereits 2022 hatte 
Frontex Gangerkennung in einer Studie über 
biometrische Technologien beschrieben. 
Demnach benötige Gangerkennung „keine 
Kooperation der betreffenden Person und 
kann aus mittlerer Entfernung zum Subjekt 
funktionieren“. In der Studie schätzt Frontex, 
bis biometrische Gangerkennung im Alltag 
ankommt, würden noch mindestens zehn 
Jahre vergehen.

Frontex ist auch an illegalen Pushbacks 
beteiligt, das heißt, es wird verhindert, dass 
schutzsuchende Menschen an der EU-
Grenze Hilfe bekommen. Auf Anfrage von 
netzpolitik.org will sich Frontex nicht zu Po-
pEye äußern und verweist auf das AIT, das 
Austrian Institute of Technology. Das Insti-
tut aus Österreich koordiniert das Projekt im 
Auftrag der EU.

Das AIT wiederum erklärt auf Anfrage, 
selbst nicht im Bereich Gangerkennung zu 
arbeiten. Allerdings sei Gangerkennung ei-
nes von mehreren biometrischen Verfah-
ren, die im Rahmen von PopEye erforscht 
würden. In dem Projekt würden biometri-
sche Methoden entwickelt, die auch dann 
funktionieren, wenn sich eine Person be-
wege und etwas entfernt sei. Kurzum, man 
will Menschen identifizieren können, auch 
wenn sie gerade nicht aktiv ihr Gesicht vor 
eine Kamera halten oder ihren Finger auf ei-
nen Sensor legen. Das könne etwa die War-
tezeit von Reisenden verkürzen, so das AIT.

Weiter erklärt das AIT, man wolle die 
Technologie verstehen, ihre Einschränkun-

gen und Risiken. Ohne dass wir ausdrück-
lich danach gefragt hätten, betont das AIT 
mehrfach, nichts Verbotenes zu tun. „Wir 
verpflichten uns, alle geltenden Vorschrif-
ten einzuhalten und die Werte der EU so-
wie die Grundrechte zu fördern und zu wah-
ren.“ Sollte das nicht selbstverständlich sein?

Die gemeinnützige Organisation Algo-
rithmWatch kritisiert Gangerkennung an der 
Grenze, gerade mit Blick auf einen mögli-
chen Einsatz bei Geflüchteten. „Wie so häu-
fig wird also die Entwicklung digitaler Über-
wachungstools an Menschen auf der Flucht 
getestet, die sich kaum dagegen wehren 
können“, schreibt Referentin Pia Sombetzki 
auf Anfrage.

China und Russland: 
Gangerkennung über  
50 Meter Entfernung

Die chinesische Regierung treibt die For-
schung zur Gangerkennung voran. Einer der 
größeren Datensätze mit Gangprofilen ist 
Gait3D, der auf Videodaten aus einem Su-
permarkt basiert. Das im Jahr 2022 veröf-
fentliche Projekt förderte China mit staatli-
chen Mitteln .

Nach Berichten der Agentur AP News 
soll China bereits 2018 Überwachung per 
Gangerkennung eingeführt haben, und 
zwar durch Polizeibehörden in Beijing und 
Shanghai. Die Technologie komme von der 
chinesischen Überwachungsfirma Watrix. 
Nach Angaben des CEOs gegenüber AP 
News könne das System Personen aus bis 
zu 50 Metern Entfernung identifizieren. Das 
System lasse sich angeblich nicht täuschen, 
etwa durch Humpeln.

In einer Spiegel-Reportage aus dem Jahr 
2019 erklärte eine Pressesprecherin von Wa-
trix, das System würde weitere Informatio-
nen nutzen, um Menschen zu identifizieren, 
etwa Körpergröße und Statur. Angeblich er-
kenne die Software Menschen in einer Se-
kunde. „Zwei Schritte reichen.“ Auch in Grup-
pen von bis zu hundert Personen könne die 
Software Menschen erkennen, deren Gang-
profil dem System bekannt sei. Es ist aller-
dings üblich, dass Überwachungsfirmen die 
Fähigkeiten ihrer Produkte überhöhen. Auf 
unsere Fragen reagiert Watrix nicht.

Auch das russische Regime soll bio-
metrische Gangerkennung einsetzen. Im 
Jahr 2020 berichtete das russische Exilme-
dium Meduza von entsprechenden Plä-
nen für das Folgejahr. Die Technologie 
sollte demnach Teil der staatlichen Kame-
raüberwachung in Moskau werden. 2021 
schrieb das staatliche Propaganda-Me-

 Die EU erforscht den Einsatz von Gangerkennung an der Grenze,  
 Projektname: PopEye. Das Projekt läuft bis September 2027. 
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dium „Rossiyskaya Gazeta“ von einem sol-
chen Überwachungssystem im Auftrag des 
Innenministeriums. Angeblich könne die 
Gangerkennung eine Person aus einer Ent-
fernung von bis zu fünfzig Metern identifi-
zieren. Es fehlt allerdings eine unabhängige 
Prüfung, um festzustellen, wie viel davon 
Einschüchterung ist und wie viel korrekt.

Grundrechte in Gefahr: 
Menschenrechtler fordern Verbot

Menschenrechtsorganisationen betrachten 
Gangerkennung schon länger kritisch. Pri-
vacy International warnte bereits 2021 vor 
den Gefahren bei deren Einsatz im Rah-
men von Protesten. Auch Amnesty Inter-
national beschäftigt sich damit. Ganger-
kennung funktioniere aus der Ferne und 
bleibe dadurch unbemerkt, schreibt Lena 
Rohrbach auf Anfrage von netzpolitik.org. 
Sie ist Referentin für Menschenrechte im di-
gitalen Zeitalter bei Amnesty International 
in Deutschland.

Behörden könnten Gangerkennung 
etwa ergänzend zu Gesichtserkennung ein-
setzen, um Menschen auch auf Distanz zu 
identifizieren. „Überwachung durch Gan-
gerkennung ist ein tiefgreifender Eingriff in 
Menschenrechte und geht mit umfassen-
den Risiken einher“, warnt Rohrbach. „Jede 

Form biometrischer Fernidentifizierung ist 
potenziell geeignet, zur Repression genutzt 
zu werden und die freie und unbeobach-
tete Bewegung im öffentlichen Raum voll-
ständig zu beenden.“

Amnesty International setze sich des-
halb für ein umfassendes Verbot biometri-

scher Fernidentifizierung zur Überwachung 
des öffentlichen Raums ein – inklusive Gan-
gerkennung. Die EU hat die Gelegenheit ver-
passt, ein solches Verbot im Rahmen der KI-
Verordnung zu beschließen.

In Deutschland befasst sich die Organi-
sation AlgorithmWatch mit den Auswirkun-
gen sogenannter KI auf Menschenrechte. 
Auf Anfrage vergleicht Referentin Pia Som-
betzki Gangerkennung mit Gesichtserken-
nung. „Die Anonymität im öffentlichen 
Raum wird effektiv aufgehoben, und Men-
schen dürften es sich tendenziell eher zwei-
mal überlegen, an welcher Versammlung 

sie noch teilnehmen“, schreibt sie. Neben 
Demonstrierenden könnten zum Beispiel 
auch Obdachlose oder Suchtkranke beob-
achtet werden.

Das Problem betreffe grundsätzlich alle, 
die sich in der Öffentlichkeit frei bewegen 
wollten. Rufe nach mehr KI in der Polizei-

arbeit könnten in eine Sackgasse führen, 
warnt Sombetzki. „Denn je mehr die Frei-
heitsrechte auch hierzulande eingeschränkt 
werden, desto weniger bleibt von der de-
mokratischen Gesellschaft übrig, die es ei-
gentlich zu schützen gilt.“�

Karoline Tanck studierte Digital Media, 
Soziale Medien und Informationssysteme 
an der Leuphana Universität Lüneburg 
und arbeitete für netzpolitik.org. Ihr 
Interesse gilt den Themen digitale Gewalt, 
Rechtsruck und Künstliche Intelligenz.
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 Die Agentur AP berichtet, dass China bereits 2018  
 Überwachung per Gangerkennung eingeführt haben soll,  
 und zwar durch Polizeibehörden in Beijing und Shanghai. 

Screenshot aus der Studie der TU München: Gangerkennung per Silhouette und per Skelett 
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V eRa, DAR und HessenData heißen die Ableger des US-
amerikanischen Analysetools Palantir Gotham, und ihre 
Namen klingen harmlos nach einem Buchhaltungspro-

gramm fürs Finanzamt. Wenn die Bezeichnung „Palantir Gotham“ 
Sie zudem an Comics und Märchen erinnert, liegen Sie goldrich-
tig, denn Gotham entstammt aus „Batman“ und „Palantir“ aus der 
Fantasiewelt des „Herr der Ringe“-Autors J.R.R. Tolkien. Damit en-
det aber auch schon der unterhaltsame Teil dieser Software. Sie 
dient nämlich kurz gesprochen nur einem Zweck: der Analyse – 
man kann es aber auch ganz unverblümt Überwachung nennen. 
Viele einzeln erfasste Daten aus unterschiedlichen Quellen laufen 
darin zusammen und können ausgewertet werden. Je nach Ver-
wendungszweck.

Das macht es für Geheimdienste, Polizei und das Militär so inte-
ressant, diese Analysesoftware zu verwenden. Nehmen wir mal die 
Terrorismusbekämpfung heraus. Planen Terroristen etwa einen An-
schlag, gibt es viele einzelne Aktivitäten, wie etwa gebuchte Flüge, 
Geldüberweisungen, E-Mail-Verkehr, Reisen aus dem Ausland nach 
Deutschland und anderes mehr, um ihnen auf die Schliche zu kom-
men. Palantir Gotham dient dazu, in all diesen zum Teil winzigen 
Puzzleteilen ein Muster zu erkennen, sodass ein ermittelnder Beam-
ter etwa herausfinden kann, wann ein Verdächtiger mit wem in Kon-
takt trat, mit wem und mit welchen Handynummern dieser telefo-
nierte, wo er womöglich ein Fahrzeug anmietete. Der Ermittler muss 
dazu nur auf dem Bildschirm mit dem Mauszeiger einen Knoten an-
klicken und sich anschließend Zusammenhänge anzeigen und eine 
„Was wäre wenn“-Analyse erstellen lassen.

Klingt ganz easy? Das ist es auch. Denn ein weiterer Teil des Erfol-
ges von Palantir Gotham ist dessen einfache Bedienung. Die Analyse-
Software lässt sich schnell und intuitiv erlernen, IT- oder gar Program-
mierfähigkeiten sind nicht erforderlich. Kein Wunder, basiert Palantir 
Gotham doch auf der Software von PayPal. Die dort entwickelten Al-
gorithmen zur Datenanalyse eignen sich nach Ansicht der Gründer 
Alex Karp und Peter Thiel auch bestens zur Terrorismusbekämpfung.

Kontakte in Regierungskreise sind vorhanden, Elon Musk etwa 
mischte bei PayPal kräftig mit und diente sich später in der zweiten 
Amtszeit Donald Trump an. Peter Thiel ist finanzieller Unterstützer 
des 50. US-Präsidenten und dessen Stellvertreter James David (JD) 

Vance. Verknüpfungen, die auch Datenschützer mehr als bedenk-
lich finden (siehe unten).

Doch Palantir möchte, dass seine Software das primäre Über-
wachungsinstrument der US-Strafverfolgungsbehörden und Si-
cherheitsbehörden wird. In der Registrierungserklärung bei der US-
Börsenaufsichtsbehörde SEC erklärte das Unternehmen, sein Ziel 
sei, „das Standardbetriebssystem für Daten in der gesamten US-
Regierung zu werden“1, und fügte hinzu, dass seine Technologien 
„in 36 Branchen und in mehr als 150 Ländern“ eingesetzt werden 
(Stand: 2020)2.

Das gesetzte Ziel dürfte als erreicht angesehen werden, und die 
Begehrlichkeiten sind auch hierzulande groß. Innenminister Alexan-
der Dobrindt (CSU) will die Analyse-Software lieber heute als mor-
gen bundesweit einsetzen und eine biometrische Massenüberwa-
chung etablieren. Aber ist das so schlimm? Immerhin heißt es, dass 
sie mitgeholfen haben soll, 2011 den einstigen Al-Qaida-Boss Osama 
bin Laden aufzuspüren. Palantir betont außerdem, dass der Datenab-
ruf protokolliert wird und die Software nur so „invasiv“ ist, wie sie der 
jeweilige Nutzer konfiguriert. Das ist so schwammig, wie es klingt.

Datenschützer sehen eine Überwachungsgesellschaft entste-
hen, in der alles und jeder beobachtet und durchleuchtet wird. Mas-
senhaft biometrische Daten von Gesichtern zu sammeln und mit 
anderen Datenbanken zusammenzuführen sprengt selbst George 
Orwells kühnste Träume. Was, wenn ein Verdächtiger vor mir am 
Automaten Geld abhebt? Oder wenn wir beide, ohne uns zu ken-
nen, im Baumarkt Kunstdünger oder Unkrautvernichter und Feu-
erlöscher kaufen? Mit dem richtigen Kunstdünger kann ich ein Feld 
düngen oder ihn für den Sprengstoffbau verwenden. Gleiches gilt 
für den Unkrautvernichter und Feuerlöscher. Blöd, wenn ich dann 
auch noch aussehe, als käme ich aus dem Orient. Oder ist der Autor 
bereits verdächtig, weil er diese Zusammenhänge kennt? Oder Sie, 
der Sie diese Zeilen lesen? Was einmal im System ist, bleibt drin. Für 
immer. Man weiß ja nie, wofür man es nochmal braucht.

Dr. Simone Ruf, Leiterin des „Center for User Rights“ bei der Ge-
sellschaft für Freiheitsrechte, warnt gegenüber Freiheitsrechte.org: „In-
ternet-Scans nach Gesichtern und Palantir bringen uns nicht mehr Si-
cherheit – sie sind ein Angriff auf unsere Grundrechte und ein Schritt 
in den Überwachungsstaat. Das dürfen wir nicht akzeptieren.“3

Überwachung total 
Im Namen der Sicherheit
Geraten wir alle unter Generalverdacht, wenn wir Unkrautvernichtungsmittel und Feuerlöscher im Baumarkt 
kaufen? Und aufgepasst! Sie wurden in der Nähe eines Terroristen gesehen. Sind Sie auch einer? Innenminister 
Alexander Dobrindt will die US-amerikanische Überwachungssoftware Palantir bundesweit einsetzen, zudem 
plant er, diese um die Erfassung biometrischer Daten von Gesichtern zu erweitern.

Von Andrew Weber
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Dr. Julia Duchrow, Generalsekretärin von Amnesty Interna
tional Deutschland, unterstützt diese These3: „Massenhafte Über-
wachung mit KI gefährdet Menschenrechte und Demokratie. Sie 
hat eine einschüchternde Wirkung und birgt die Gefahr von Miss-
brauch. Sowohl beim KI-Einsatz für einen biometrischen Abgleich 
als auch für eine automatisierte Analyse von Polizeidaten besteht 
außerdem ein erhebliches Risiko für Diskriminierung. Falls für die 
automatisierte Datenanalyse Software von Palantir eingesetzt 
werden soll, so handelt es sich um ein Unternehmen, das nach 
Recherchen von Amnesty International in den USA systematisch 
in Menschenrechtsverletzungen der Trump-Administration invol-
viert ist – und daher von öffentlichen Aufträgen ausgeschlossen 
werden sollte.“

Besonders in Kombination mit KI ist Gotham in der Tat eine 
große Gefahr, denn hier droht ein Verdacht automatisiert zu wer-
den. Männlich, Migrationshintergrund, muslimisch, hält sich im 
Bahnhofsmilieu auf – damit kann man wunderbare Vorurteile und 
gesellschaftlichen Bias produzieren.

1  https://www.sec.gov/Archives/edgar/data/1321655/000119312520230013/d904406ds1.htm
2  https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/01972243.2022.2100851#d1e286
3  https://freiheitsrechte.org/ueber-die-gff/presse/pressemitteilungen-der-gesellschaft-fur-freiheitsrechte/pm-gutachten-biometrische-ueberwachung 
4  https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/02/rs20230216_1bvr154719.html
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ayAuch das Bundesverfassungsgericht stellte bereits 2023, als Hes-
senData seine auf Palantir basierende Software aktivierte, klar4, dass 
der Staat nicht alles und jeden durchleuchten darf, nur, weil die Tech-
nik dafür da ist. Und, Zitat: „Es dürfen keine Systeme zum Einsatz 
kommen, die über den Einsatz von intelligenten, möglicherweise 
selbstlernenden Algorithmen selbstständig inhaltliche Bewertun-
gen vornehmen.“ Das Bundesverfassungsgericht nimmt darüber hi-
naus den Gesetzgeber in die Pflicht, Regularien zu schaffen, dass der 
Einsatz verhältnismäßig bleibt.

Doch schon die Polizeiaufgabengesetze in Bayern und Hessen 
sind in diesem Punkt sehr weitgehend ausgeführt. Datenschutzkla-
gen stehen an, unter anderem von der genannten Gesellschaft für 
Freiheitsrechte. Es darf auch die Frage erlaubt sein, ob es ratsam ist, 
ausgerechnet eine Software von einem Unternehmen zu erwerben, 
das so stark in die US-amerikanische Regierungsarbeit verwoben ist. 
Neutral ist Palantir mit Sicherheit nicht. Zudem stellt sich die Frage, 
wer auf die in den USA gehosteten Daten in Zukunft Zugriff haben 
wird. Nur wir? Oder auch die US-Amerikaner?�
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Der doppelte Todesstoß 
für die freie Presse

Von einer Seite nagt die Erosion 
des Urheberrechts. Politische 
Weichenstellungen, wie sie Do-
nald Trump mit seiner Aussage, 
Urheber könnten keine Ent-
schädigung von KI-Konzernen 
erwarten, vorwegnimmt, legen 
die Axt an die Wurzel des pub-
lizistischen Geschäftsmodells. 
Wenn journalistische Arbeit – 
Texte, Bilder, Analysen – zur kos-
tenlosen Trainingsmasse für Al-
gorithmen verkommt, entfällt 
eine zentrale Einnahmequelle.

Von der anderen Seite grei-
fen die Tech-Giganten nach 
dem Lebenssaft der Verlage: 
dem Web Traffic. Aktuelle Analysen zeigen, 
dass bereits heute fast zwei Drittel aller 
Google-Suchen ohne einen einzigen Klick 
auf eine externe Webseite enden. Die Nut-
zer erhalten ihre Antwort direkt von der 
KI-Übersicht und verlassen das Google-
Universum überhaupt nicht mehr. Für die 
Medien ist das katastrophal. Jeder nicht 
getätigte Klick ist eine verlorene Werbe-
einnahme, ein potenzieller Abonnent we-
niger. Die Folge ist, wie es eine Studie des 
Pew Research Centers beschreibt: Der Ein-
satz von KI-Zusammenfassungen kann die 
Klicks auf die ursprünglichen Quellen na-
hezu halbieren.

Die Paywall-Falle:  
Wer sich die Wahrheit  
noch leisten kann
Die Verlage reagieren auf 
den Einbruch des Werbe-
geschäfts mit dem, was ih-
nen bleibt: Bezahlschranken. 
Doch dies ist eine Lösung, die 
ein weitaus größeres gesell-
schaftliches Problem schafft. 
Sie führt geradewegs in eine 
Zwei-K lassen- Gesellschaf t 
der Information. Auf der ei-
nen Seite steht eine schrump-
fende Elite, die es sich leisten 
kann und will, für aufwendig 
recherchierte, von Menschen 
geprüfte Inhalte zu bezahlen. 
Auf der anderen Seite steht 

die breite Masse der Bevölkerung.
Diese Mehrheit ist ohnehin seit zwei 

Jahrzehnten daran gewöhnt, für Infor-
mationen im Netz nicht zu bezahlen. Sie 
wird womöglich gänzlich von den qualita-
tiv hochwertigen Quellen (jenseits der öf-
fentlich-rechtlichen Medien) ausgeschlos-
sen und ist auf das angewiesen, was aus 
den frei zugänglichen Quellen verfüg-
bar bleibt: die algorithmisch aufbereite-
ten, oft interessengeleiteten Informations
häppchen der Tech-Konzerne und die 
unüberschaubare Flut an Meinungsblogs, 
Social-Media-Posts und Desinformations-
kampagnen.
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Christoph Künne

 Das Ende 
der Wahrheit? 

Was kommt auf uns zu, wenn die Wahrheit zur Ware wird und niemand mehr für sie bezahlt? Neulich traf ich 
einen alten Bekannten, der bei einer renommierten Tageszeitung arbeitet. „Ich bin jetzt Prompt-Engineer“, 

sagte er mit einem Lächeln, das nicht zu seinen Augen vordrang. „Ich formuliere Anweisungen für  
KI-Systeme, die dann den Artikel schreiben. Es geht schneller, ist billiger, und die meisten bemerken den 

Unterschied gar nicht.“ Diese Anekdote ist keine ferne Zukunftsvision. Sie ist die logische Konsequenz eines 
perfekt ausgeführten Zangenangriffs auf den unabhängigen Journalismus.

Von Christoph Künne

  Journalismus am Rande des Zusammenbruchs  

 Menschen ohne Zugang zu  
 verlässlichen Informationen  
 und ohne geschulte  
 Medienkompetenz können  
 die Qualität von Quellen kaum  
 bewerten. 
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roverse Standpunkte übernahm. Auch der 
politische Druck wächst. Wenn General-
staatsanwälte Drohbriefe an KI-Firmen schi-
cken, weil deren Dienste eine Regierungs-
bilanz nicht positiv genug bewerten, ist der 
Weg zur Zensur durch den Algorithmus 
nicht mehr weit.

Die Faktenbasis der öffentlichen De-
batte wird so systematisch entzogen. An 
ihre Stelle tritt eine synthetische Wahrheit, 
die sich aus den KI-Modellen speist und im 
Sinne ihrer Besitzer die Wirklichkeit deutet. 
Aus der vierten Gewalt im Staate wird der 
verlängerte digitale Arm der Mächtigen.

Die Alchemie des Überlebens
Gibt es einen Ausweg? Der Journalismus 
wird sicher überleben, aber in mutier-
ter Form. Sein Wert wird sich verschieben. 
Wenn KI Fakten und Standardmeldungen 
in Sekundenbruchteilen generiert, werden 

Hier schließt sich ein Teufelskreis: Men-
schen ohne Zugang zu verlässlichen Infor-
mationen und ohne geschulte Medienkom-
petenz können die Qualität von Quellen 
kaum bewerten. Sie werden zur leichten 
Beute für Propaganda und Manipulation, 
die von KI-Systemen effizient und persona-
lisiert ausgespielt wird. Fraglich ist nur, wie 
weit das überhaupt ein Zukunftsszenario ist 
oder für die meisten nicht längst schon ge-
lebte Wirklichkeit. 

Die lautlosen Redaktionen  
der Zukunft

Aber zurück zur wirtschaftlichen Seite: Was 
passiert, wenn Berichterstattung nicht 
mehr monetarisierbar ist? Niemand wird 
wieder anfangen, gedruckte Zeitungen zu 
kaufen, nur um Verlage zu unterstützen. 
Die Konsequenz ist die vollautomatisierte 
Medienproduktion. Die Redaktionen dieser 
Zukunft sind vermutlich keine Orte des Dis-
kurses und der Recherche mehr, sondern 
Serverfarmen, in denen journalistisch ar-
beitende Prompt-Engineers nicht nach der 
Wahrheit suchen, sondern die KI so instru-
ieren, dass das Ergebnis der Ideologie oder 
zumindest den wie auch immer gearteten 
wirtschaftlichen Wünschen der Eigentümer 
entspricht.

Wie schnell eine KI auf Linie gebracht 
werden kann, demonstrierte Elon Musk mit 
seinem Chatbot Grok, der nach anfängli-
cher Kritik am Chef plötzlich dessen kont-

andere Qualitäten entscheidend: die tiefe 
Analyse, die überraschende Perspektive, 
die persönliche Einordnung und die Kunst, 
komplexe Zusammenhänge verständlich 
zu machen.

Doch die ökonomische Basis für diese 
Art von Arbeit schwindet rapide. Das funda-
mentale Paradoxon unserer Zeit lautet: Je 
mehr KI-generierte Inhalte die Welt fluten, 
desto wertvoller wird eine echte unabhän-
gige Perspektive – und desto schwieriger 
wird es, von ihr zu leben. Die Entscheidung, 
ob wir in einer dystopischen Informations-
wüste oder in einer Gesellschaft mit Zu-
gang zu unabhängigem Journalismus le-
ben wollen, wird nicht in den Chefetagen 
der Tech-Konzerne gefällt. Sie wird von je-
dem Einzelnen von uns getroffen, jeden 
Tag, mit jedem Klick. Leider vergessen wir 
das immer wieder und helfen so den Zu-
ckerbergs und den Musks dieser Welt, ihre 
Macht über uns zu vergrößern. �

Christoph Künne ist Kulturwissen-
schaftler und forscht seit 1991 unab-
hängig zur Theorie und Praxis der 
Post-Photography. Er gründete 2002 das 
Kreativ-Magazin DOCMA zusammen mit 
Doc Baumann und hat neben unzäh-
ligen Artikeln in europäischen Fachma-
gazinen rund um die Themen 
Bildbearbeitung, Fotografie und Genera-
tive KI über 20 Bücher veröffentlicht. 
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 Je mehr KI-generierte Inhalte  
 die Welt fluten, desto wert-  
 voller wird eine unabhängige  
 Perspektive – und desto  
 schwieriger wird es, von ihr  
 zu leben. 
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K I-Systeme wie ChatGPT werden trainiert, nicht program-
miert. Deshalb kann man nur schwer prophezeien, wel-
che Ziele sie tatsächlich erreichen wollen und wie sie 

wirklich funktionieren. Vielleicht verstehen sie Ethik gar nicht oder 
sagen irgendwann: Der Mensch ist gefährlich und stört nur! Ein 
Standpunkt, den man aus Sicht der Evolution durchaus vertreten 
könnte. Deshalb sollte der Homo sapiens verschwinden. Und dann 
handelt die KI dementsprechend apokalyptisch. Und was, wenn die 
KI plötzlich der Meinung ist, Mao Zedong hätte doch recht und die 
Volkskommune sei die Ultima Ratio der Landwirtschaft?

Fragen wir ChatGPT doch einfach mal, auch auf die Gefahr hin, 
belogen zu werden, und eingedenk des Satzes „It’s the eco­
nomy, stupid!“: Wie politisch ist die KI?
 

Auf den ersten Blick wirkt Künstliche Intelligenz wie reine Technik: 
Algorithmen, Daten, mathematische Modelle. Doch die Grundlage 
dieser Systeme sind Informationen, die aus der menschlichen Welt 
stammen – und diese sind nie neutral. Sie spiegeln bestehende 
Machtverhältnisse, Vorurteile und Ungleichheiten wider. Ob ein 
Chatbot Nachrichten beantwortet, eine Gesichtserkennungssoft-

Wie politisch ist die 
Künstliche Intelligenz?
„Within thirty years, we will have the technological means to create superhuman intelligence.  
Shortly after, the human era will be ended.“ (Vernor Vinge, 1993)
 
Man könnte Bertolt Brecht umkehren: Die Apokalypse ist das Schwere, das einfach zu machen ist,  
man muss nur die Künstliche Intelligenz die Weltherrschaft übernehmen lassen. Oder gibt es  
noch eine Rettung?

Von Burkhard Schröder
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ware Personen identifiziert oder ein Empfehlungsalgorithmus 
Inhalte vorschlägt: Immer steckt eine Entscheidung darin, die 
politisch wirken kann.
 
Ein Beispiel: Wenn ein Algorithmus mehrheitlich Inhalte bestimmter 
politischer Richtungen empfiehlt, verstärkt er Filterblasen und 
beeinflusst Meinungsbildung. Auch in der Justiz werden KI-Systeme 
getestet, etwa um Rückfallrisiken von Straftätern einzuschätzen. 
Doch die Trainingsdaten beruhen auf bestehenden, oft diskriminie-
renden Mustern.
 

Hat sich ChatGPT diese selbstkritische Aussage selbst ausge­
dacht, was beruhigend wäre, oder wurde die KI damit gefüt­
tert? Da muss man nachhaken.

Selbst das größte heutige Large Language Modell (LLM) simuliert 
Intelligenz nur. „Füttert man KI-Modelle immer wieder mit ihren 
eigenen Antworten, werden die Aussagen immer fahriger, bis sie 
sich am Ende in sinnlosem Gebrabbel verlieren. Experten sprechen 
hier von einem sogenannten Modellkollaps“, schreibt der Arzt und 
Wissenschaftsautor Thomas Grüter.

 
Wenn es also politisch hart auf hart kommt, bleibt die KI neut­
ral oder ergreift sie Partei?
 

Befürworter einer wertorientierten Ausrichtung argumentieren, dass 
es keine echte Neutralität gibt. Schon die Entscheidung, welche 
Daten genutzt oder welche Antworten ausgeschlossen werden, ist 
ein politischer Akt. Daher müsse KI bewusst an Menschenrechten, 
Transparenz und demokratischen Prinzipien ausgerichtet werden.
 
Kritiker dagegen warnen vor einer „Politisierung der Maschinen“. 
Sie fürchten, dass Tech-Konzerne oder Regierungen ihre eigenen 
Weltbilder in Systeme einbauen und so Meinungen lenken. 
KI würde damit vom Werkzeug zur Machtinstanz.
 
Der AI Act der EU*, der 2026 in Kraft treten soll, bestimmt unter 
anderem, dass riskante Anwendungen – etwa im Sicherheitsbereich 
oder in der Justiz – strengen Regeln unterliegen. Doch wer legt diese 
Grenzen fest? Und wer kontrolliert, ob sie auch eingehalten werden?
 
Man fragt daher: Welche politischen Meinungen würde die KI nicht 
vertreten, wenn es um die Wirtschaft eines Landes geht? Wenn es 
logisch und vernünftig wäre und unter bestimmten Umständen, 
würde die KI dann zum Beispiel die Einführung des Sozialismus oder 
die Vergesellschaftung bestimmter Produktionsmittel empfehlen?
 
Das ist eine spannende und gleichzeitig heikle Frage.

 
Das wussten wir bereits.

Eine KI wie ich ist nicht dafür ausgelegt, eigene politische Positionen 
zu vertreten oder Handlungsanweisungen für konkrete wirtschafts-
politische Maßnahmen zu geben. Das hat mehrere Gründe:

–	� KI-Systeme sollen keine parteipolitische Agenda fördern. Das gilt 
besonders in heiklen Bereichen wie Wirtschaftssystemen oder 
Ideologien.

–	� Offene Unterstützung für extremistische oder verfassungsfeindliche 
Positionen (egal ob von ganz links oder ganz rechts) würde 
vermieden.

–	� Wirtschaftssysteme sind keine rein logischen Formeln. Ob eine 
Maßnahme sinnvoll oder nicht ist, hängt stark von kulturellen, 
historischen und politischen Bedingungen ab. KI kann diese 
Komplexität analysieren, aber nicht normativ entscheiden.

 
Die KI würde also vergleichen, welche Systeme in bestimm­
ten Situationen erfolgreich sind oder scheitern würden. Aber:
 

Eine KI würde nicht die Empfehlung geben: „Führt den Sozialismus 
ein!“ oder „Vergesellschaftet die Banken!“ – selbst wenn ökonomi-
sche Modelle darauf hinweisen, dass das in einem Szenario Vorteile 
hätte. Stattdessen würde sie die möglichen Konsequenzen 
aufzeigen und Entscheidungsträgern überlassen, welche Richtung 
politisch gewollt ist.
 

Die KI würde selbst dann nicht ökonomische Maßnahmen 
empfehlen, wenn sie sinnvoll wären, weil sie als sozialistisch 
oder kommunistisch gelten? Gilt das weltweit? Oder würde 
die KI in China etwas anderes empfehlen als in den USA?

Sehr gute Nachfrage – und genau das macht die Sache spannend, 
weil es zeigt, dass Neutralität in der KI nicht einfach bedeutet „keine 
linken Ideen zu empfehlen“, sondern auch „keine extrem marktradi-
kalen“.

 
Wieso nicht? Warum keine Empfehlungen für radikalen Markt­
fundamentalismus?
 

KI-Modelle sind darauf ausgelegt, keine extremen politischen oder 
ökonomischen Doktrinen zu befürworten – weder Sozialismus 
noch Kommunismus, aber eben auch nicht radikalen Neoliberalis-
mus oder Marktfundamentalismus. Menschen neigen dazu, 
KI-Antworten als „objektiv“ zu sehen. Wenn ein KI-System klar eine 
radikale Maßnahme empfiehlt, könnte das als wissenschaftlich 
gesichert missverstanden werden, selbst wenn es nur eine von 
vielen Theorien ist.

 
Was ist mit Javier Milei in Argentinien?
 

Der aktuelle Präsident Milei propagiert einen ultraliberalen Kurs: 
massive Staatskürzungen, Dollarisation, radikale Privatisierungen, 
Abbau staatlicher Sozialstrukturen. Eine westliche KI würde seine 
Maßnahmen beschreiben, historische Parallelen (z. B. Schockthera-
pie in Chile in den 1970ern, neoliberale Reformen in den 1990ern) 
aufzeigen, Chancen (Inflationsbekämpfung, Marktöffnung) und 
Risiken (soziale Verwerfungen, Instabilität, Ungleichheit) darstellen. 
Aber sie würde nicht sagen: „Jede Nation sollte Mileis Politik 
übernehmen.“ KI empfiehlt keinen Marktfundamentalismus aus 
demselben Grund, warum sie auch keinen Sozialismus empfiehlt: 
Sie soll keine politische Doktrin aktiv befördern, sondern Möglich-
keiten und ihre Folgen darstellen.

 
Wie ist eine „Extremposition“ definiert, wenn es um Ökono­
mie geht, und auf welche Theorien stützt du dich, um das ein­
zuschätzen?
 

KI ist kein Ökonom und definiert nicht selbst, was „extrem“ ist. Sie 
spiegelt das wider, was in den Trainingsdaten (Wissenschaft, Medien, 
politische Diskurse) als außerhalb des Mainstreams gilt.  
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„Extremposition“ bedeutet für ein KI-System: Sehr geringe Anschluss-
fähigkeit in der gegenwärtigen Wissenschaft oder Praxis. Einseitig-
keit – es gibt kaum Spielraum für Kompromisse oder Mischformen 

– sowie ein normativer Absolutheitsanspruch: „Nur dieses Modell ist 
richtig – alle anderen sind falsch.“

Auf welche Theorien bezieht sich die KI, wenn es um Ökonomie 
geht? Liest sie etwa Karl Marx, obwohl das in einigen osteuro­
päischen Ländern fast strafbewehrt ist und sogar in China Är­
ger geben könnte, wenn man darüber öffentlich diskutierte?

Wenn KI einschätzt, ob etwas „extrem“ ist, stützt sie sich indirekt auf 
„Mainstream-Ökonomie“ (Keynesianismus, Neoklassik, Institutionen- 
ökonomik), die meist Mischsysteme untersucht, auf Vergleichende 
Politische Ökonomie, die Modelle von Sozialstaaten untersucht 
(Esping-Andersen), Staatskapitalismus (z. B. China) und neoliberale 
Systeme. Sie bezieht auch historische Erfahrungen mit ein wie zum 
Beispiel wirtschaftliche Schocktherapien in Osteuropa, die 
Hyperinflationsbekämpfung in Lateinamerika und Transformation 
Chinas.

 

Definiere „Mainstream“ der Wirtschaftswissenschaften, aber 
beziehe die Volksrepublik China mit ein!
 

Sehr gute Frage! Der Mainstream umfasst die Theorien, Methoden 
und Forschungsansätze, die an den meisten Universitäten gelehrt, 
in führenden Fachzeitschriften veröffentlicht und von den meisten 
internationalen Institutionen (Weltbank, IWF, OECD) genutzt 
werden. Er ist kein einzelnes Modell, sondern eine Art „Kernkanon“.

 
Und der besagt? Und fasse dich gefälligst kurz!
 

Im Kern: Märkte gelten als wichtige Koordinationsmechanismen, 
der Staat soll korrigierend eingreifen, wo Märkte versagen (z. B. bei 
Monopolen, öffentlichen Gütern, sozialen Ungleichheiten).

 
„Ich sage nur China, China, China!?“ (Kurt Georg Kiesinger)
 

Wenn man China miteinbezieht, verschiebt sich die Definition von 
„Mainstream“: Es gibt zwei Stränge: den „westlich-liberalen 
Mainstream“-Markt und regulierenden Staat. Und den chinesischen 
Mainstream: Markt und staatliche Kontrolle. Beiden gemeinsam: 
Sie akzeptieren Märkte als wichtiges Instrument und akzeptieren 
staatliche Eingriffe – unterschiedlich stark und mit unterschiedlicher 
Legitimation.

 
Das hieße ja, dass man meinen könnte, man solle das chinesi­
sche Wirtschaftsmodell ruhig mal ausprobieren, weil die Un­
terschiede zum „westlichen“ Kapitalismus gar nicht so groß 
seien?
 

China zeigt: „Mainstream“ ist nicht nur eine Frage von Theorie, 
sondern auch von politischer Macht. Da China inzwischen 
zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt ist, ist seine ökonomische 
Praxis selbst ein Teil des globalen Mainstreams geworden – auch 
wenn sie mit westlichen Vorstellungen nicht immer kompatibel ist.

 
Man kann gleich ein doppeltes Fazit ziehen. Die Künstliche Intel-
ligenz weigert sich, einen klaren Standpunkt zu haben, sondern 
handelt immer nach der Maxime, man möge auch die andere Seite 
hören. Und: Eine Unterhaltung mit der KI über Ökonomie ist ver-
mutlich weitaus anspruchsvoller als mit einem heutigen Studenten 
der „Volkwirtschaftslehre“, selbst im höheren Semester, und ausge-
wogener als mit einem hiesigen Politiker.
 
Die KI ist nur eine recht gebildete Wahrscheinlichkeitsmaschine. 
Neue Ideen kann sie aber nicht liefern.�

Die Antworten wurden mit ChatGPT, (Bezahlversion) erstellt.

 
* AI Act der EU: https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj/eng

Neoklassik
Keynesianismus

Institutionenökonomik
Behavioral Economics

Märkte als Instrument
Staatliche Eingriffe

Ökonometrische Methoden

Marxismus
Sozialistische Marktwirtschaft

Staatskapitalismus
Industriepolitik

 Westlicher Mainstream

 Chinesischer Mainstream

Mainstream der  
Wirtschaftswissenschaften:  

Westen vs. China
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D er EU AI Act ist kein Anti-KI-Ge-
setz für Journalisten. Sein Ziel 
ist die Regulierung risikobehaf-

teter KI-Anwendungen, nicht redaktionel-
ler Werkzeuge. Wer ihn richtig liest, erkennt 
schnell: Der EU AI Act schafft Rechtssicher-
heit, erhöht die Verantwortung der Redak-
tion und stärkt damit den Journalismus, 
statt ihn zu lähmen.

Die europäische Gesetzgebung zur KI, 
die unter dem Namen AI Act bekannt ist, 
verfolgt ein klar definiertes Prinzip: Je hö-
her das Risiko, desto strenger die Pflichten. 
Anders gesagt: Nicht jede KI-Nutzung wird 
gleichbehandelt. Die Regelungen sind dif-
ferenziert und setzen auf Risikoanalyse und 
Verantwortung. Für die tägliche journalis-
tische Arbeit sind fast ausschließlich Tools 
relevant, die als geringes Risiko eingestuft 
werden. Dazu gehören Schreibassistenten, 
KI-gestützte Recherche- und Analysewerk-
zeuge sowie Tools für Fact-Checking und 
Datenaufbereitung. Diese Werkzeuge kön-
nen intern genutzt werden, ohne dass sie 
einer speziellen Kennzeichnung bedürfen.

Der EU AI Act definiert vier Risikokate-
gorien. An oberster Stelle stehen unzuläs-

sige KI-Systeme, die grundsätzlich verboten 
sind. Dazu gehören etwa Social-Scoring-
Systeme, wie sie in autoritären Staaten ein-
gesetzt werden, oder flächendeckende 
biometrische Massenüberwachung. Hoch-
risiko-KI umfasst Systeme, die direkte Aus-
wirkungen auf Menschen haben, wie 
Bewerbungsfilter, Kreditwürdigkeitsprüfun-
gen oder biometrische Identifikation. Diese 
Systeme sind streng reguliert, betreffen 
den Journalismus jedoch in der Regel nicht. 
Dann gibt es Systeme mit Transparenz-
pflichten, wie Deepfakes, synthetische Me-
dien oder Chatbots ohne menschliche Ver-
antwortung. Hier entsteht der Mythos der 
Kennzeichnungspflicht. Die vierte Katego-
rie, die für Journalisten relevant ist, ist KI mit 
geringem Risiko, also Tools, die Recherche, 
Textentwürfe, Analyse, Fact-Checking oder 
interne Visualisierung unterstützen. Sie sind 
erlaubt und unterliegen keiner spezifischen 
Kennzeichnungspflicht.

Die verbreitetste Fehleinschätzung be-
trifft die Kennzeichnungspflichten. Viele 
gehen davon aus, dass jeder KI-gestützte 
Text gekennzeichnet werden muss. Das 
ist falsch. Kennzeichnungspflichten grei-
fen nur, wenn Inhalte erzeugt werden, die 
als echt wahrgenommen werden könnten 
und die Öffentlichkeit über ihre Herkunft 
täuschen. Typische Beispiele sind Deep
fake-Videos mit realen Personen, KI-gene-
rierte Stimmen, die reale Menschen imitie-
ren, oder täuschend echte KI-Bilder, die den 
Nachrichtenkontext suggerieren. Alles an-
dere, von der KI-gestützten Recherche über 
Textentwürfe bis hin zu Infografiken, bleibt 
von Kennzeichnungspflichten frei, solange 
die redaktionelle Verantwortung beim 
Menschen liegt. Hier zeigt sich ein zentra-
les Prinzip: Entscheidend ist die Verantwor-
tung, nicht das Werkzeug.

KI-gestützte Analysen sind ein weiteres 
Feld, in dem viele Unsicherheit empfinden. 

Journalistinnen und Journalisten können 
KI nutzen, um Trends zu erkennen, Social-
Media-Daten auszuwerten, Statistiken auf-
zubereiten oder Dokumente zu struktu-
rieren. Diese Nutzung ist vergleichbar mit 
Excel, Datenbanken oder Statistiksoftware 
– sie dient der internen Arbeit und ist Teil 
des journalistischen Prozesses. Solange die 
Ergebnisse geprüft und verantwortet wer-
den, bleibt der Beitrag journalistisch. KI er-
setzt nicht die journalistische Entschei-
dungskompetenz, sondern unterstützt sie. 
Das ist entscheidend für die rechtliche Ein-
ordnung.

Auch bei der Erstellung von Visualisie-
rungen, Diagrammen oder Infografiken ist 
KI unproblematisch, solange die Inhalte 
sachlich korrekt, nicht irreführend und re-
daktionell geprüft sind. Die einzige Grenze 
liegt bei fotorealistischen KI-Bildern oder 
synthetischen Videos, die als echt wahr-
genommen werden könnten. Solche In-
halte müssen gekennzeichnet werden, um 
die Öffentlichkeit nicht zu täuschen. Dia-
gramme, Karten oder Infografiken, die mit 
KI-Unterstützung erstellt wurden, bleiben 
frei nutzbar.

Betrachten wir den redaktionellen 
Workflow als Beispiel. Eine Redakteurin re-
cherchiert mithilfe von KI, erstellt einen 
Textentwurf, überarbeitet ihn manuell, 
lässt ihn lektorieren und nutzt KI zur Feh-
lerprüfung. Das Endprodukt ist ein journa-
listisches Werk mit menschlicher Verant-
wortung. Der Grad der KI-Beteiligung ist 
unerheblich. Maßgeblich ist, wer die Ver-
antwortung trägt. Solange der Mensch das 
ist, gibt es keine Kennzeichnungspflicht.

In verschiedenen Arbeitsbereichen 
zeigt sich dasselbe Prinzip. SEO-Texte und 
Metadaten können KI-gestützt erstellt wer-
den, ohne dass Kennzeichnungspflichten 
entstehen. Relevant bleiben nur das Wett-
bewerbsrecht, das Irreführungsverbot und 

Die Diskussion um Künstliche 
Intelligenz im Journalismus ist 
lauter, als sie es sein müsste. 
Schlagzeilen warnen vor Abmah-
nungen und Kennzeichnungs-
pflichten für jede noch so kleine 
KI-Unterstützung. Viele Journa-
listen sind verunsichert: Darf ich 
KI für Recherchen nutzen? Muss 
jeder Text, der mithilfe von KI 
entstanden ist, gekennzeichnet 
werden? Drohen Bußgelder oder 
Abmahnungen? Die Sorge ist ver-
ständlich, aber sie beruht oft auf 
Missverständnissen. 

Von Olaf Kretzschmar

KI im Journalismus und 
der EU AI Act 

 Rechtssichere Praxis für Freie Journalisten 
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die journalistischen Sorgfaltspflichten. 
Auch Social Media, Community-Manage-
ment und interne Redaktionspläne fallen 
weitgehend unter diese Regelung. Die KI ist 
ein Werkzeug, das die journalistische Sorg-
falt erhöhen, nicht verringern kann.

Datenschutz ist ein weiteres, parallel-
laufendes Thema. Der EU AI Act ersetzt 
nicht die DSGVO. Beide Regelwerke gelten 
nebeneinander. Journalisten müssen aus-
schließlich DSGVO-konforme Tools nut-
zen, keine sensiblen Daten ungeprüft ein-
geben und Auftragsverarbeitungsverträge 
abschließen. Das journalistische Privileg 
nach Art. 85 DSGVO reduziert die Pflichten 
erheblich, wenn journalistisch gearbeitet 
wird. Dies stärkt die Autonomie des Journa-
lismus und schafft Rechtssicherheit bei der 
Nutzung von KI.

Praktische Empfehlungen sind einfach 
umzusetzen: Dokumentieren Sie die einge-
setzten Tools, halten Sie die Prüfschritte fest 
und weisen Sie Verantwortung klar zu. Eine 
freiwillige Formulierung wie „Bei der Re-
cherche und Erstellung dieses Beitrags ka-

men KI-gestützte Werkzeuge als Hilfsmittel 
zum Einsatz. Redaktionelle Verantwortung 
und inhaltliche Prüfung lagen vollständig 
bei der Autorin“ schafft Transparenz und 
Vertrauen, ist aber nicht verpflichtend.

Abschließend lässt sich sagen: Der EU 
AI Act ist kein Gegner des Journalismus. 
Er stärkt die Redaktion, schafft Rechtssi-
cherheit und ermöglicht eine schnellere, 
sorgfältigere und rechtlich abgesicherte 
Arbeit. KI ist kein Risiko – fehlendes Rechts-
verständnis ist es. Wer KI bewusst, verant-
wortungsvoll und dokumentiert einsetzt, 
profitiert von effizienteren Abläufen und 
höherer inhaltlicher Qualität. Journalismus 
bleibt menschlich, KI bleibt Werkzeug, und 
die Öffentlichkeit bleibt informiert und ge-
schützt.

Dieses Verständnis ist zentral für freie 
Journalisten. Es erlaubt, KI effektiv einzuset-
zen, ohne in rechtliche Unsicherheit zu ge-
raten, und zeigt zugleich, dass der EU AI Act 
nicht das Ende des kreativen und investiga-
tiven Journalismus bedeutet, sondern im 
Gegenteil ein Rahmenwerk für sicheres, ver-

antwortungsvolles Arbeiten bietet. Die Zu-
kunft des Journalismus liegt in der Verbin-
dung von menschlicher Kompetenz und 
KI-Unterstützung, nicht im Verzicht auf in-
novative Werkzeuge.�

Olaf Kretzschmar ist der Spezialist für 
Medien- und Presserecht im Journalisten-
zentrum Deutschland. Er steht den 
Mitgliedern von DPV und bdfj auch 
innerhalb der kostenfreien Rechtsberatung 
für Fragen zur Verfügung. Der Journalist 
und Hausjustiziar verfasst regelmäßig 
Fachartikel für die Berufsverbände.
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Der Einsatz von KI im Journalismus ist kein Teufelswerk, sondern muss verantwortungsvoll eingesetzt werden
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Grundfreibetrag: Mehr Netto schon 
beim Einkommen

Der steuerliche Grundfreibetrag – also jener 
Teil des Einkommens, der steuerfrei bleibt – 
steigt ab dem 1. Januar 2026 auf 12.348 Euro 
für Alleinstehende (Doppelter Betrag bei 
gemeinsamer Veranlagung). Damit wird 
das sogenannte Existenzminimum stärker 
geschützt: Einkommen bis zu dieser Höhe 
wird nicht mit Einkommensteuer belastet.  

Für Journalisten und Fotografen be-
deutet dies konkret: Wer als Freiberufler tä-
tig ist und in einem Jahr ein zu versteuern-
des Einkommen nahe dieser Grenze erzielt, 
profitiert unmittelbar – etwa weil der steu-
erfreie Betrag gegenüber dem Vorjahr um 
rund 252 Euro steigt. Im Lohnsteuerabzugs-
verfahren hat das zusätzliche Nettovorteile: 
weniger Abzüge bereits laufend über das 
Jahr hinweg.  

Eckwerte des Einkommensteuer­
tarifs: Progression und kalte  
Progression

Parallel wird der Einkommensteuertarif „an-
gepasst”, um sogenannte kalte Progres-
sion abzumildern – das heißt: automatische 
Steuermehrbelastungen durch Inflation 
bei unveränderten Tarifgrenzen sollen re-
duziert werden. Die Tarifeckwerte – ins-
besondere der Beginn der verschiedenen 

Progressionszonen – verschieben sich ent-
sprechend nach oben.  

Das ist für Medienschaffende keine 
Randnotiz: Einnahmen aus Honorar, Bild-
rechten oder Nebentätigkeiten werden da-
mit tendenziell weniger stark besteuert als 
bei gleichbleibenden Tarifstufen im Vorjahr.

Pendlerpauschale: Einheitlich 
38 Cent ab dem ersten Kilometer

Eine der politisch am meisten diskutierten 
Änderungen betrifft die Entfernungspau-
schale (umgangssprachlich „Pendlerpau-
schale”). Bisher galt der erhöhte Satz von 
38 Cent erst ab dem 21. Entfernungskilo-
meter – der Rest wurde mit 30 Cent ange-
setzt. Seit dem 1. Januar 2026 gilt die Pau-
schale von 38 Cent je Kilometer ab dem 
ersten Kilometer.

Für Pendler mit regelmäßigem Arbeits-
weg bedeutet dies spürbare Entlastungen: 
Alle Kilometer zählen künftig mit einem hö-
heren Satz. Bei einem 10-Kilometer-Weg 
zur Redaktion oder zum Studio ergibt das – 
gerechnet über ein Arbeitsjahr – mehrere 
hundert Euro mehr abzugsfähige Wer-
bungskosten.  

Wichtig: Der maximale abzugsfähige 
Betrag bleibt für den öffentlichen Verkehr 
bei Pauschalen auf 4.500 Euro begrenzt; 
beim Auto gibt es keine Obergrenze.  

Familien: Kindergeld, 
Kinderfreibetrag und Co.

Auch Familien spüren die steuerpolitischen 
Anpassungen. Ab Jahresbeginn steigt das 
Kindergeld um 4 Euro auf 259 Euro pro Kind 
und Monat. Der Kinderfreibetrag – relevant 
für das sogenannte „Familienleistungsaus-
gleichsverfahren“ – wird ebenfalls angeho-
ben.  

Das ist auch für Selbstständige relevant, 
die ihre steuerlichen Belastungen planen 
müssen: Je nach Höhe des Einkommens hat 
der Kinderfreibetrag in der Steuerveranla-
gung oft eine größere Wirkung als das Kin-
dergeld.

Übungsleiter- und Ehrenamts­
pauschalen: Engagement lohnt  
sich mehr

Eine weitere Neuerung betrifft ehrenamt-
liches und gemeinnütziges Engagement: 
Die Übungsleiterpauschale steigt von 3.000 
Euro auf 3.300 Euro, und die Ehrenamtspau-
schale von 840 Euro auf 960 Euro pro Jahr.  

Für Medienschaffende mit ehrenamt-
licher Tätigkeit in Vereinen oder Initiati-
ven bedeutet dies, dass diese Einnahmen 
steuerfrei bleiben, bis zu den neuen, höhe-
ren Beträgen – ein zusätzlicher finanzieller 
Spielraum.

Steuerliche Sonderregelungen und 
Branchenrelevantes

Umsatzsteuer für Gastronomie – ein Son-
derfall. Einen bundesweit beachteten Effekt 
hat die Reform auch für die Umsatzsteuer: 
Die Mehrwertsteuer auf Speisen in der Gas-
tronomie wird ab 2026 dauerhaft auf 7 % 
gesenkt (ausgenommen Getränke). Diese 
Maßnahme zielt auf eine Stärkung der Bran-
che, hat aber auch Alltagswirkung für Me-
dienprofis: Betriebsverpflegung, Meetings 
oder Kundenladungen können – je nach 
Ausgestaltung – günstiger werden.  

Mobilitätsprämie und  
Geringverdiener

Mit Inkrafttreten der neuen Regelung wird 
die Mobilitätsprämie nicht mehr zeitlich be-
fristet. Das heißt: Auch Geringverdienende, 
die von der Entfernungspauschale nicht 
(voll) profitieren, können weiterhin eine 
steuerliche Entlastung für ihre Fahrten zur 
Arbeitsstätte erhalten.  

Konsequenzen für die steuerliche 
Praxis – Steuerplanung wird 
wichtiger

Für Freiberufler und Selbstständige wie 
viele Journalisten und Fotografen gilt: Steu-
erplanung wird 2026 differenzierter. Kleine 
Änderungen – wie die Anpassung der Ta-
rifeckwerte – können in der Gewinnermitt-

Deutschland steht am Beginn 
eines Jahres mit umfassen-
den steuerlichen Anpassungen 
– teils technokratisch, teils po-
litisch umkämpft. Für Beschäf-
tigte, Selbstständige, Familien 
und auch Kreativschaffende wie 
Journalisten und Fotografen hal-
ten die Änderungen Chancen 
und Herausforderungen bereit. 
Dieser Beitrag ordnet die wich-
tigsten Neuerungen, erklärt ihre 
Wirkung und zeigt, wo Fallstri-
cke liegen.

Von Sebastian Gerdes

Steuerliche Neuerungen 2026
 Was Journalisten und Fotografen jetzt wissen müssen 
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lung oder Quartals-Buchhaltung zu rele-
vanten Unterschieden führen. Tools und 
Software müssen entsprechend aktuali-
siert sein, sonst drohen unnötige Voraus-
zahlungen oder falsche Lohnsteuerabzugs-
beträge.

Brutto-Netto-Effekt und  
„kalte Progression”

Die Kombination aus höherem Grundfrei-
betrag und angepassten Tarifgrenzen ver-
ringert die sogenannte kalte Progression. 
Das bedeutet, dass Lohnerhöhungen oder 
steigende Honorare nicht automatisch in 
höhere Steuerlast umschlagen. Vor allem 
bei Honoraren, die knapp über einer Tarif-
grenze liegen, kann die Steuerprogression 
im Einzelfall spürbar abgefedert werden.  

Gewerbesteuer und 
Betriebsausgaben

Während die hier skizzierten Änderungen 
primär das Einkommensteuerrecht betref-
fen, stehen parallel Debatten über Gewer-
besteueranpassungen und Betriebsaus-

gabenpauschalen im Raum, die ebenfalls 
2026 Wirkung entfalten könnten. Journalis-
ten sollten daher Gespräche mit ihren Steu-
erberatern suchen, um Perspektiven für 
Betriebsausgaben, AfA-Regelungen oder 
gewerbliche Überschusseinkünfte zu opti-
mieren.

Fazit: Mehr Netto – aber mit Details
Das Jahr 2026 bringt steuerliche Erleich-
terungen für viele Bürger. Der höhere 
Grundfreibetrag, die einheitliche Pendler-
pauschale ab dem ersten Kilometer, ge-
stiegenes Kindergeld und höhere Ehren-
amtspauschalen wirken direkt entlastend. 
Gleichzeitig eröffnen die Anpassungen 
Chancen und Komplexität für Medienschaf-
fende: Je nach Beschäftigungsform, Ar-
beitsweg und familiärer Situation kann die 
praktische Wirkung sehr unterschiedlich 
ausfallen.

Journalisten und Fotografen, die oft 
projekt- oder saisonbezogen arbeiten, soll-
ten sich rechtzeitig mit ihren Zahlen aus-
einandersetzen: Steuerliche Optimierung 

beginnt jetzt – am besten zusammen mit 
professioneller Beratung.�

Sebastian Gerdes ist seit Jahren als 
Steuerberater etabliert.
Die Tätigkeits- und Interessenschwerpunk-
te seiner Kanzlei liegen u. a. auf der 
Betreuung von freien Berufen und dem 
engagierten Beistand für fest angestellte 
Journalisten & Kommunikationsfachleute.
Er leitet federführend das Team, welches 
den Mitgliedern von DPV und bdfj im 
Rahmen der kostenfreien Steuerberatung 
kompetent zur Seite steht.
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Die einheitliche Pendlerpauschale ab dem ersten Kilometer bringt schon eine direkte Entlastung
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U nregelmäßige Einkommen, 
lange Zahlungsziele, unter-
schiedliche Umsatzsteuersätze 

und steigende Fixkosten: Für selbststän-
dige Journalistinnen, Autoren und andere 
Medienschaffende gehört finanzielle Unsi-
cherheit oft zum Berufsalltag. Viele arbeiten 
erfolgreich, schreiben gute Rechnungen - 
und geraten trotzdem unter Druck, wenn 
Steuern fällig werden oder Zahlungen auf 
sich warten lassen. Der Grund liegt selten 
in mangelndem Umsatz, sondern fast im-
mer in fehlender Struktur. Eine systema-
tische Finanzplanung schafft hier Abhilfe. 
Sie ersetzt Bauchgefühl durch Klarheit und 
macht Selbstständigkeit planbar, ohne sie 
zu verbürokratisieren.

Die besonderen finanziellen Her­
ausforderungen im Medienbereich

Medien-Selbstständige bewegen sich in 
einem Spannungsfeld: Auf der einen Seite 
stehen kreative und journalistische Leistun-
gen, auf der anderen Seite kaufmännische 
Anforderungen, für die es weder Ausbil-
dung noch Zeit gibt. Typisch sind schwan-
kende Monatseinnahmen, projektbezo-
gene Honorare, Buyouts oder Pauschalen 
sowie Zahlungsziele von 30 oder sogar 
60 Tagen. Hinzu kommt die Besonderheit 
der Umsatzsteuer mit mehreren Steuer-
sätzen oder steuerfreien Leistungen. Wer 
hier keinen Überblick hat, erlebt finanzielle 
Überraschungen – oft genau dann, wenn 
es ohnehin stressig wird.

Die fünf Säulen einer soliden 
Finanzplanung

Eine praxistaugliche Finanzplanung lässt 
sich auf fünf zentrale Bereiche reduzieren. 
Sie müssen nicht perfekt umgesetzt sein, 
aber sie sollten bewusst gestaltet werden.

 1. Einnahmen planen –  
 mit Szenarien statt Prognosen 

Einnahmen lassen sich im Medienbereich 
nicht exakt vorhersagen. Wohl aber lassen 
sich Szenarien entwickeln. Bewährt hat sich 
eine Planung mit drei Varianten: ein defen-
siver Plan, der nur sichere Einnahmen be-
rücksichtigt, ein realistischer Plan auf Basis 
der letzten ein bis zwei Jahre und ein op-
timistischer Plan, der mögliche Zusatzauf-
träge einbezieht. Diese drei Perspektiven 
helfen, private Entnahmen, Rücklagen und 
Investitionen nicht vom besten, sondern 
vom tragfähigsten Szenario abhängig zu 
machen.

 2. Kosten kennen und begrenzen 
Kosten sind planbarer als Einnahmen – und 
damit ein zentraler Hebel. Fixkosten wie 
Versicherungen, Software-Abos, Telefon 
oder Arbeitszimmer sollten regelmäßig 
überprüft werden. Als grobe Orientierung 
gilt: Die Fixkosten sollten im Medienbereich 
nicht mehr als 20 bis 30 Prozent des realis-
tisch erwarteten Mindestumsatzes betra-
gen. Alles darüber erhöht den finanziellen 
Druck erheblich.

 3. Liquidität sichern –  
 warum Cashflow entscheidend ist 

Liquidität ist wichtiger als Gewinn. Cash-
flow beschreibt vereinfacht die Differenz 
zwischen tatsächlichen Ein- und Auszah-
lungen in einem Zeitraum. Viele Selbststän-
dige sind auf dem Papier profitabel, geraten 
aber in Schwierigkeiten, weil Rechnungen 
spät bezahlt werden oder Rücklagen feh-
len. Ein einfaches Drei-Konten-Modell  – 

Wie Medienschaffende Sicherheit in einen unsicheren Alltag bringen.  
Warum gute Honorare allein nicht reichen – und was stattdessen hilft.

Von Walther Bruckschen 

Finanzplanung  
für Selbstständige 
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Eine sorgfältige Planung der Finanzen ist unerlässlich für die selbstständige Arbeit
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Betriebskonto, Steuerkonto, Privatkonto –
sorgt dafür, dass Steuern und Rücklagen 
nicht versehentlich ausgegeben werden. 
Ziel ist nicht Reichtum, sondern Handlungs-
fähigkeit.

 4. Steuern vorausdenken  
 statt fürchten 

Einkommensteuer, Umsatzsteuer und Vo-
rauszahlungen gehören zu den größten 
Stressfaktoren. Wer Steuern jedoch von An-
fang an mit plant, nimmt ihnen den Schre-
cken. Empfehlenswert ist, 25 bis 30 Prozent 
der Netto-Einnahmen für die Einkommen-
steuer zurückzulegen und die Umsatz-
steuer sofort auszusondern. Ebenso wich-
tig: Belege laufend sammeln und typische 
absetzbare Kosten kennen – von Fachlitera-
tur über Technik bis zu Fortbildungen.

 5. Vorsorge und Absicherung  
 nicht  aufschieben 

Viele Medienschaffende schieben Alters-
vorsorge und Absicherung vor sich her. Da-
bei gilt auch hier: Ein einfaches System ist 
besser als keines. Krankenversicherung mit 
Krankengeld, Berufsunfähigkeit, Haftpflicht 
sowie eine Form der Altersvorsorge – etwa 
über die Künstlersozialkasse, freiwillige Ren-
tenbeiträge oder private Sparpläne – gehö-
ren zur Basis. Als Richtwert sollten langfristig 
zehn bis fünfzehn Prozent des Jahresumsat-
zes für die Zukunft eingeplant werden.

Cashflow verstehen:  
Die wichtigste Kennzahl im Alltag

Cashflow beantwortet eine einzige Frage: 
Habe ich am Monatsende mehr oder weni-
ger Geld auf dem Konto als am Monatsan-
fang? Er berücksichtigt nur reale Zahlungs-
ströme - keine offenen Rechnungen, keine 
theoretischen Gewinne. Gerade im Me-
dienalltag, in dem Einnahmen zeitverzö-
gert fließen, ist diese Perspektive entschei-
dend. Wer seinen Cashflow kennt, kann 
Engpässe früh erkennen, Zahlungsziele an-
passen oder Investitionen verschieben, be-
vor es kritisch wird.

Praxis statt Theorie: Ein einfaches 
Finanz-Template

Komplexe Buchhaltung ist nicht nötig. Eine 
einfache Excel- oder Tabellenstruktur reicht 
oft aus: eine Übersicht über Einnahmen, 
eine über Kosten, eine Rücklagenplanung 
und eine monatliche Liquiditätsvorschau. 
Ergänzt um wenige Kennzahlen – etwa 
durchschnittlicher Monatsumsatz, Fixkos-
ten und tatsächlicher Stundensatz – ent-
steht ein verlässliches Steuerungsinstru-
ment. Wichtig ist nicht Perfektion, sondern 
Regelmäßigkeit.

Fazit: Finanzplanung als Entlastung, 
nicht als Zusatzlast

Finanzplanung bedeutet nicht, die krea-
tive Freiheit aufzugeben oder jeden Euro zu 
kontrollieren. Im Gegenteil: Sie schafft Ruhe, 

weil sie Unsicherheit reduziert. Wer weiß, 
wie viel Geld real zur Verfügung steht, kann 
bessere Entscheidungen treffen – beruflich 
wie privat. Für selbstständige Medienschaf-
fende ist Finanzplanung kein betriebswirt-
schaftlicher Luxus, sondern eine Vorausset-
zung dafür, den eigenen Beruf langfristig 
und mit Freude auszuüben. �

Walther Bruckschen (Jahrgang 1961), 
Diplom-Kaufmann und Unternehmensbe-
rater, besitzt langjährige Erfahrungen als 
Chefredakteur von Fachzeitschriften und 
ist als freiberuflicher Journalist, Agentur-
gründer und Geschäftsführer sowie PR- 
und Marketingberater tätig. Als Q-plus-
zertifizierter Gründungsberater ist er in der 
Beraterbörse der KfW gelistet und hat sich 
auf Gründer- und Führungskräftecoaching 
in der Medienbranche spezialisiert. 
Er betreut seit Januar 2013 federführend 
die Gründungsberatung des Journalisten
zentrum Deutschland.
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Wieviel Geld bleibt am Ende des Monats übrig? Mit der richtigen Cash-Flow-Strategie umschifft man finanzeielle Engpässe
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Die Zukunft wird sehr, sehr schön*

Mit generativer Künstlicher Intelligenz lassen sich Bilder generieren, die zunehmend realistischer erscheinen und  
von Fotos kaum noch unterscheidbar sind. Was Gegenwart und Vergangenheit betrifft, lässt sich das Verfahren für  
gefährliche Fälschungen missbrauchen. Die Zukunft dagegen ist offen – wir werden es erleben …  

Von Doc Baumann

V ersuche ich, mir die Zukunft vorzustellen, fällt mir wenig 
Erfreuliches ein. Schauen wir uns an, wie die Verantwort-
lichen in aller Welt mit den sich überdeutlich abzeich-

nenden Perspektiven umgehen und nicht angemessen handeln, 
bleibt als Reaktion neben Wut und Trauer oft nur bitterer Sarkas-
mus, um das Grauen fernzuhalten.
Während die fotonahen Bilder, die KI inzwischen erzeugt, bei der 
Wiedergabe von Gegenwärtigem oder Vergangenem nicht nur 
falsch, sondern auch – absichtlich – irreführend sein können, haben 
wir es hier mit der Darstellung möglicher Welten zu tun. Und da ist 
ein KI-Bild ebenso legitim wie eine manuell angefertigte Illustration. 
Nur ist es eben oft so perfekt, dass es leicht mit einem Foto verwech-
selt werden kann. Visuell noch überzeugender wird das, wenn man 
eine solche Szene als Video in Bewegung versetzt. �

Auch wenn es inzwischen vielen Menschen kaum noch bekannt ist: „Drohnen“ war einmal die Bezeichnung für männli­
che Bienen (auch Wespen). Was ihre Bedrohlichkeit betrifft, so haben sie nicht einmal einen Stachel, sie müssen von ihren 
Genossinnen verpflegt werden und sterben nach der Kopulation. Mit den heute vertrauten Drohnen haben sie also lediglich 
gemeinsam, dass sie fliegen und brummen können 

Abbildung links: Kürzlich wurde „English Heritage“ der 
Unterhalt von Stonehenge zu teuer. Wegen der günstigen 
Lage an der  A303 erwarb ein Investor die Anlage und stat­
tete sie mit Restaurants, Wasserrutschen, Karussells, einem 
Kino und weiteren Attraktionen aus. Seitdem hat die An­
zahl der Besucher deutlich zugenommen 

  Satire: Böse Zukunftsvisionen mit KI-generierten Bildern  
* Fake News
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Nach dem Ende des Gaza-Krieges und weiteren Verhandlungen, die Trump nicht in seiner Rolle als US-Präsident führte, son­
dern als Privatmann und Investor, ging der Gaza-Streifen für 99 Jahre in einer Art Erbpacht kostenlos an Trumps neue Firma 
„Gaza  New Dawn Development“ über. Sie ließ das Abbruchmaterial der Ruinen zu einem Berg aufschütten, von dem auch 
im Sommer Skiabfahrten möglich sind. Die kompletten 40 Kilometer des Küstenstreifens wurden mit Appartement-Hoch­
häusern, Hotels, Casinos, Spielhallen, Edel-Bordellen und Vergnügungsparks bebaut. Der von einer hohen Mauer umgebe­
ne Bereich der Baracken im Hinterland, in denen die palästinensischen Bediensteten leben, ist für Touristen nicht zugänglich 
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Abbildungen oben: Klima-Hysteriker malen gern das 
Schreckgespenst einer auf uns zukommenden Katastrophe 
mit tödlicher Hitze und Austrocknung ganzer Landstriche an 
die Wand. Dass es dazu auch Alternativen gibt, kommt ihnen 
offenbar nicht in den Sinn 

Abbildung links: Das nostalgische Festhalten Ewiggestriger 
an überkommenen altmodischen Formen wurde von der 
neuen Regierung  endlich überwunden. Nach der Umgestal­
tung des Brandenburger Tores wurde es mit der krönenden 
Skulptur von Jeff Koons ausgestattet 

Abbildung unten: Glücklicherweise sind die unseligen Zeiten  
vor fast hundert Jahren lange vorbei, in denen Schläger­
trupps in Braunhemden deutsche Straßen unsicher machten. 
Heute trifft man zu solchen Gelegenheiten auf zeitgemäß 
gekleidete Männer und Frauen 

Für die Bildgenerierung wurden benutzt: Seedream 4, nanobanana, 
Qwen, ChatGPT, Ideogram, Midjourney, Deep Dream Generator, 
Photoshop
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Die einzige positive Zukunftsvision dieses Beitrags bezieht 
sich – auch für Glaubenslose wünschenswert – auf den 
Propheten Jesaja: „Da werden sie ihre Schwerter zu Pflug­
scharen (kennt die KI wohl nicht) machen und ihre Spie­
ße zu Sicheln. Kein Volk wird wider das andere das Schwert 
erheben, und sie werden hinfort nicht mehr lernen, Krieg zu 
führen … Da wird der Wolf beim Lamm wohnen“
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A utoritäre Regime be- 
ginnen ihren Macht- 
ausbau in der Regel 

damit, Medien und Journalisten 
in ihrer Arbeit zu behindern und 
einzuschränken, schreibt Gemma 
Pörzgen, Vorstandsmitglied von 
Reporter ohne Grenzen (RSF), im 
Vorwort des diesjährigen Bild-
bandes „Fotos für die Pressefrei-
heit“. Er erschien zum Tag der De-
mokratie am 15. September 2025, 
denn die Einschränkung der Pres-
sefreiheit ist immer ein Warnzei-
chen und wichtiger Gradmesser 
für den Zustand der Demokratie.

Die aktuelle Rangliste der 
Pressefreiheit von RSF zeigt, dass 
die Lage für Journalisten, Repor-
terinnen und Medien 2025 in der 
Hälfte aller Staaten „sehr ernst“ 
oder „schwierig“ ist. Dieser Befund 
spiegelte sich auch in der Arbeit 
am diesjährigen Fotobuch wider. 
Und zwar nicht nur bei Beiträ-
gen über autoritär regierte Staa-
ten wie Russland, China oder dem 
Iran, sondern auch über die USA. 
Dort einen Fotografen zur Mitar-
beit zu bewegen, war schwierig.

Umso mehr Bedeutung ha-
ben die teils sehr intimen Einbli-
cke, die uns die Bildreportagen 
von Fotografinnen und Fotogra-
fen aus acht Ländern bieten. Die 
iranische Fotokünstlerin Maryam 
Saeedpour erzählt in ihrer Port-
rätserie „Dominance“ von der Ge-
walt und dem sozialen Druck, 
den Frauen im Iran täglich ertra-
gen müssen – und von der inne-
ren Stärke, mit der sie dagegen 
ankämpfen. US-Fotograf Mark Pe-
terson enthüllt in eindrucksvollen 
Schwarzweiß-Bildern die Wirklich-
keit hinter dem Politspektakel von 
US-Präsident Donald Trump und 
seiner Anhängerschaft.

Foto linke Seite: Iran
Seit Jahrzehnten leben Frauen 
im Iran mit Einschränkungen 
im gesellschaftlichen Leben. 
Das betrifft auch die Bildspra­
che. Saeedpour bricht damit. 
Ihre Porträts zeigen, dass jede 
zugeteilte Rolle dazu dienen 
kann, die eigentliche Identität 
einer Person zu unterdrücken. 
Das gilt auch für Männer, die 
häufig ebenso in strengen 
Rollenbildern gefangen sind 
© Maryam Saeedpour

Das Titelfoto stammt aus der Porträtserie „Dominance“ der 
iranischen Fotokünstlerin Maryam Saeedpour. Sie erzählt 
die Geschichte der Frauen ihrer Heimat, deren Präsenz in 
einer patriarchalischen Gesellschaft seit Jahrhunderten ein­
geschränkt und an den Rand gedrängt wird. Doch statt hin­
ter Stoffen und dekorativen Elementen zu verschwinden, löst 
sich die hier porträtierte Frau aus den vorgegebenen Mus­
tern. Mit verschlossenem Mund drückt sie ihren Widerstand 
aus, ihre innere Wut und Stärke. Zugleich jedoch zeigt sie 
auch ihre Ausgrenzung und Verletzlichkeit, die symbolisch 
für viel mehr steht als nur für ein System 
© Maryam Saeedpour 

Fotos für die Pressefreiheit 2025  
Herausgeber: Reporter ohne Grenzen
ISBN: 978-3-98682-036-7
Preis: 18 Euro zzgl. Versand
https://www.reporter-ohne-grenzen.de/fotobuecher

Reporter ohne Grenzen finanziert sich neben Spenden und Mitglieds
beiträgen auch mit Hilfe des Fotobuchs. Der Erlös fließt vollständig in 
Pressearbeit und Nothilfe, wie Anwaltskosten und medizinische Hilfe für 
verfolgte Journalistinnen und Journalisten. 
Im Rahmen einer Drei-Sterne-Mitgliedschaft unterstützen die Berufs
verbände DPV und bdfj Reporter ohne Grenzen.

Fotos für die Pressefreiheit 2025
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Bild rechts: Deutschland
Teilnehmer eines sogenannten stil­

len Protests an der B 96 in Ebers­
bach-Neugersdorf tragen Reichs­

flaggen. Seit 2020 gibt es jeden 
Sonntag „stille Proteste“ entlang 

der 500 Kilometer langen Bundes­
straße von Zittau bis Rügen, die zu 

DDR-Zeiten als „Straße der Träume“ 
bekannt war. Ursprünglich von Geg­

nern der Corona-Maßnahmen ini­
tiiert, werden die Kundgebungen 

heute von Rechtsextremisten und 
„Reichsbürgern“ vereinnahmt 

© Ingmar Björn Nolting
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Bild links: Uganda
Oppositionsführer Robert Kyagulanyi, 
besser bekannt als Bobi Wine, wird 
von Anhängern auf einem Moped 
durch Kampala gefahren. Der popu­
läre Musiker kritisiert Präsident Mu­
seveni und wurde mehrfach festge­
nommen. Bei den Wahlen 2026 will 
Wine – zum zweiten Mal nach 2021 – 
gegen Museveni antreten
© Badru Sultan Katumba

Bild oben: Argentinien
Präsident Javier Milei posiert mit einer goldenen Kettensäge in seinem Amtssitz 
Casa Rosada. Die Säge steht als Symbol für seinen radikalen Sparkurs. Auf dem 
Sägeblatt sind die Worte „Las Fuerzas del Cielo“ (Kräfte des Himmels) eingestanzt. 
© Sarah Pabst/The Wall Street Journal

Bild rechts: China
Ein junger Mann liegt auf dem Boden 

seines Wohn- und Schlafzimmers in 
Hangzhou. Sein eigentlicher Beruf ist 

Designer, aber er erstellt zudem Video-
Blogs, um seinen Alltag virtuell zu teilen. 

Laut Online-Daten gibt es in China min­
destens eine Million Vollzeit- und mehr 

als zehn Millionen Teilzeit-Vlogger 
© Ziyi Le
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Bild rechts: Syrien
Ein überdimensionales Poster von Syriens 

Ex-Diktator Baschar al-Assad hängt in Fetzen 
neben einer kaum befahrenen Straße in der 

Hauptstadt Damaskus. Am 8. Dezember 2024 
haben islamistische Kämpfer die syrische 

Hauptstadt in einer Blitzoffensive erobert,  
Assad gestürzt und die fünf Jahrzehnte wäh­

rende Herrschaft der Baath-Partei beendet 
© Sameer Al-Doumy / AFP

Bild unten: Syrien
Ein Händler verkauft Ende Dezember 2024 sein Gemüse 
vor einem beschädigten Panzer mitten in der syrischen 
Großstadt Homs. Islamistische Kämpfer hatten die strate­
gisch wichtige Stadt bereits einen Tag vor der Eroberung 
von Damaskus eingenommen 
© Sameer Al-Doumy / AFP
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Den gesellschaftlichen Wandel in 
Deutschland zeigt Dokumentarfotograf In-
gmar Björn Nolting. Um seine Bilder zu ei-
nem großen Mosaik zusammenzusetzen, 
fotografiert er sowohl Klimaaktivistinnen als 
auch AfD-Anhänger. Einen seltenen Einblick 
in das Lebensgefühl seiner Generation bie-
tet der chinesische Fotograf Ziyi Le. Seine 
Porträts zeigen junge Menschen, die sich 
dem Leistungs- und Anpassungsdruck ihrer 
Gesellschaft verweigern und stattdessen lie-
ber einfach abhängen wollen.

Er sei auf alles vorbereitet, sagt der 
ugandische Fotojournalist Badru Sultan Ka-
tumba, denn er wisse nie, wer ihn plötzlich 
bedrohen könne. Und die in Argentinien le-
bende Dokumentarfotografin Sarah Pabst 

fotografiert mittlerweile selbst Rentner-De-
monstrationen gegen Präsident Javier Milei 
nur noch in Schutzausrüstung. Das Verhält-
nis zu ihrer Wahlheimat beschreibt sie als 
„Liebe, die sich nach Abschied anfühlt“. Der 
Fotojournalist Sameer Al-Doumy floh vor 
sieben Jahren vor dem Krieg aus Syrien nach 
Frankreich. Nach dem Sturz des Assad-Regi-
mes kehrte er erstmals in seine alte Heimat 
zurück und fühlt sich nun wie ein Besucher.

Den Fotostrecken ist in diesem Jahr ein 
Text-Essay vorangestellt. Darin legt der inter-
national ausgezeichnete Journalist Goena-
wan Mohamad, Gründer des indonesischen 
Magazins „Tempo“, dar, warum die Presse-
freiheit nicht einer theoretischen Lehre ent-
springt, sondern der harten Erfahrung unter-

drückter Gesellschaften. „Wir dürfen Angst 
haben“, schreibt Mohamad, „aber wir dür-
fen uns nicht besiegen lassen. Unterwerfung 
wäre das Ende unserer Daseinsberechtigung 
als Journalisten.“

Bis 2024 veröffentlichte Reporter ohne 
Grenzen jährlich zum 3. Mai, dem Internatio-
nalen Tag der Pressefreiheit, den Band „Fotos 
für die Pressefreiheit“. Dieser erscheint von 
nun an am 15. September, dem Internationa-
lem Tag der Demokratie. International renom-
mierte Fotografinnen und Fotografen stellen 
ihre Arbeiten zur Verfügung. Die Erlöse aus 
dem Verkauf der Bände fließen vollständig in 
Pressearbeit und Nothilfe, wie Anwaltskosten 
und medizinische Hilfe für verfolgte Journa
listinnen und Journalisten. �

37Journalistenblatt 1|2026



Der uneingeschränkte Erhalt 
von Bargeld

Bei Stromausfall lebenswichtiges bar bezahlen
Portugal, noch stärker Spanien und zuletzt Tschechien haben es 
letztes Jahr wieder einmal gezeigt: glücklich ist, wer bei einem 
Stromausfall noch Bargeld in der Tasche hat. Viele Augenzeu-
gen berichteten, dass sie mit Plastik oder dem Handy in der Hand 
nichts mehr machen konnten – kein Taxi für die Rückfahrt, kein Ge-
tränk gegen die Hitze. Das ist logisch, denn wenn der Strom aus-
fällt, fällt auch das Internet aus, auf das jede unbare Zahlung basiert. 
Die Folge: Ohne Bargeld kein Wasser, keine Lebensmittel, kein Ben-
zin, keine Medikamente. „Doch wann fällt in Deutschland schon der 
Strom aus“, fragt sich so manch einer. Ununterbrochen, wenn auch 
regional begrenzt, ist die Antwort. Unter www.bargeld.info (Nein 
zur Bargeldabschaffung > Argumente für Bargeld > Thema Strom-
ausfall) finden Sie eine interaktive Karte, welche Ihnen anzeigt, wo 
gerade in Deutschland der Strom ausgefallen ist – und es blinkt 
permanent an vielen Punkten auf der Karte.

Bargeld befreit von der unkontrollierbaren Macht  
der Finanzindustrie

Auch Ihre Hausbank und Ihr Kreditkarteninstitut sind private Fir-
men. Sie gehören Menschen, die damit Geld verdienen wollen. Das 
ist an und für sich nichts Ehrenrühriges. Missbräuchlich wird es je-
doch, wenn diese privatrechtlichen Unternehmen – mangels einer 
uneingeschränkten Alternative zum Bargeld – mit Ihnen als Kunden 
machen können, was sie wollen. Über eine einfache Berufung auf 
ihre allgemeinen Geschäftsbedingungen können die Geldinstitute 
Ihnen Zahlungen verweigern, horrende Gebühren verlangen oder 
plötzlich die Kontoverbindung kündigen. Sie sind völlig abhängig 
und haben ohne Bargeld keine Alternative mehr. Ohne Bargeld sind 
Sie der Finanzindustrie ausgeliefert.

Kostenfreie Mitgliedschaft für DPV und bdfj Mitglieder
Deswegen hat sich Ja zu Bargeld – Initiative Finanzielle Souveräni-
tät e. V. (kurz: Ja zu Bargeld) gegründet. Die Institution ergreift die 

 Wichtig für eine funktionierende Gemeinschaft: 

Jeder von uns ist von Geld als Tausch- und Zahlungsmittel abhängig. Doch eine Gesellschaft, welche 
zu digitalem „Geld“ und der völligen Abhängigkeit von privaten Firmen („Banken“) gezwungen wird, 
kann schnell in eine Notlage geraten. Dies zeigen schon zwei Argumente von vielen.

Maßnahmen, die erforderlich sind, um Ihr Eigentum, Ihre Sicher-
heit und Freiheit und damit das Bargeld zu schützen. Auf der Web-
seite www.bargeld.info erläutert Ja zu Bargeld e. V., wie das geht. 
Doch Ihr Eigentum kann nur mit Ihrer Unterstützung gerettet wer-
den. Mitglieder der Journalistenverbände können dazu die ers-
ten drei Monate kostenfrei bei Ja zu Bargeld e. V. reinschnuppern. 
Wie, erfahren sie innerhalb der Pressekonditionen (www.presse-
konditionen.org, Mitgliedsnummer und PIN bereit halten). Ja zu 
Bargeld e. V. ist die einzige Institution, die das Thema „Bargeldein-
schränkung und -abschaffung“ in seiner Gänze betrachtet. Gleich-
zeitig zählt sie zu den ganz wenigen, die mit andauerndem Enga-
gement und Nachdruck gegenüber den Verantwortungsträgern 
und den Meinungsmachern auf die vielfältigen Nachteile einer 
bargeldlosen Gesellschaft hinweisen. Dadurch ist Ja zu Bargeld 
auf vielfachen Ebenen mehr und mehr Gesprächspartner gegen-
über Politik, Medien und Wissenschaft. Ja zu Bargeld ist politisch 
neutral und unabhängig. Überall in der Politik gibt es Verantwor-
tungsträger, welche die Bedeutung von Bargeld für den einzelnen 
Bürger wie auch für eine funktionierende Gesellschaft erkennen. 
Ein wichtiges Ziel ist es, auch den nicht ausreichend informierten 
Teil der Politiker zu erreichen. Unser Tipp: Verwenden Sie Bargeld, 
wo immer es möglich ist. �

Zeigt sich auch bei Stromausfall: Nur Bares ist Wahres
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„Wenn 50 Euro zwanzig Mal per Kreditkarte 
ausgegeben werden und die Bankgebühr je 
Transaktion nur 2,5 % beträgt, ist schließlich 
die Hälfte – also 25 von 50 Euro – für Bank­
gebühren weg. Wenn hingegen mit einem 

50-Euro-Schein zwanzig Mal hintereinander 
bar bezahlt wird, bleiben es immer 50 Euro. 
Wenn auch zuerst unbemerkt, so zahlt der 

Kunde die Bankgebühren natürlich über 
höhere Preise. Ergo: Bereits jetzt geht in 

Windeseile ein Vermögen an die Finanzindus­
trie, mehr oder weniger freiwillig. Bei weiteren 
Einschränkungen oder gar einer Abschaffung 

des Bargelds gibt es keinen Ausweg mehr.“
Jens Kruse, Finanzjournalist
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Januar 2026
UN-Roundtable zum Stand der Presse­
freiheit in Deutschland

Irene Khan, United Nations Special Rappor-
teur on freedom of expression, befindet sich für 
10 Tage für einen offiziellen Besuch in Deutsch-
land. Die Vereinten Nationen organisieren daher 
drei Roundtable, zu der bestimmte Organisatio-
nen wie der DPV und die bdfj eingeladen wer-
den. Zum Start findet die Veranstaltung in Ber-
lin statt, zwei weitere folgen in Leipzig und Köln. 
Dabei stellt die UN-Berichterstatterin für die Mei-
nungsfreiheit ihre Arbeit vor und gewährt Ein-
blicke in die Umsetzung des Engagements. Die 
geladenen Verbände wiederum erläutern ihre 
Tätigkeit für die Pressefreiheit und geben ihre 
Sicht auf den Stand der Meinungsfreiheit in 
Deutschland wieder, wobei einzelne Probleme, 
Schicksale und Praxisbeispiele hervorgehoben 
werden. Aufgrund der Wetterbedingungen samt 
großflächigem Ausfall des Personennahverkehrs 
können die Vertreter von DPV und bdfj kurzfris-
tig nicht persönlich teilnehmen.

Crossmediales Arbeiten: Vom Text zum 
Podcast, vom Video zur Social-Media-Story

Unser erstes Online-Seminar im neuen 
Jahr zeigt, wie Sie Inhalte crossmedial aufberei-
ten – vom klassischen Artikel bis zum Podcast, 
vom Video bis zur Social-Media-Story. Wie lässt 
sich beispielsweise eine gute Geschichte in ver-
schiedene Formate übersetzen? Mit vielen prak-
tischen Tipps für die Umsetzung im journa-
listischen Alltag. Hier lernen Sie von unserem 
Dozenten Walther Bruckschen, wie Sie journa-
listische Inhalte effektiv für verschiedene Kanäle 
aufbereiten und Ihre Reichweite durch crossme-
diales Storytelling steigern. Das Webinar für alle 
Journalisten, Kreative und Medienschaffende, 
die ihre Themen plattformübergreifend den-
ken und neue Erzählformate nutzen möchten, ist 
sehr gut besucht. Denn plattformübergreifende 
Inhalte versprechen mehr beruflichen Erfolg!

Dezember 2025
Online-Seminar Journalismus und KI: 
Chancen, Risiken und Rahmenbedingungen

Künstliche Intelligenz (KI) revolutioniert den 
Journalismus und eröffnet neue Möglichkeiten – 
von automatisierten Recherchen bis zur Con-
tent-Erstellung. Doch welche Chancen bietet 
diese Technologie wirklich, und welche Risiken 
birgt sie? Im heutigen Webinar erfahren Journa-
listen, wie KI die Medienbranche beeinflusst und 
welche rechtlichen und ethischen Aspekte Jour-
nalisten beachten müssen. Unser Experte, der 
Rechtsanwalt und Journalist Olaf Kretzschmar, 
beleuchtet praxisnah die Auswirkungen von KI 
auf Arbeitsprozesse, Urheberrechte und Daten-
schutz. Die Teilnehmer erhalten einen fundier-

ten Überblick über die Einsatzmöglichkeiten von 
KI im Journalismus und lernen, wie sie Chancen 
nutzen und rechtliche sowie ethische Fallstri-
cke vermeiden können. Dieses Webinar richtet 
sich an Journalisten, Redakteure und Medien-
schaffende, die die Potenziale von KI verstehen 
und sicher in ihre Arbeit integrieren möchten, 
ohne rechtliche Risiken einzugehen. Mitglieder 
von DPV oder bdfj nehmen kostenfrei oder mit 
50 % Ermässigung teil. Erfreulich viele Kollegen 
nutzen die Chance, um mehr über die unaus-
weichliche Zukunft von Künstlicher Intelligenz 
zu erfahren.

Recherchereise nach Bangladesch  
im Februar 2026

Bangladesch steht mit über 170 Millionen 
Einwohnern auf einer Fläche von 147 570 km² 
weltweit auf Platz eins der Flächenstaaten nach 
Bevölkerungsdichte. Dhaka, die Hauptstadt, ist 
eine der am schnellsten wachsenden Städte 
der Welt. Und dank eines wirtschaftlichen Auf-
schwungs konnte das Land zuletzt seine sozia-
len und ökonomischen Indikatoren verbessern. 
Trotzdem zählt es zu den ärmsten Ländern des 
asiatischen Kontinents. Seit August letzten Jah-
res wird Bangladesch von einer Expertenregie-
rung geführt, mit dem Friedensnobelpreisträ-
ger und Wirtschaftswissenschaftler Muhammad 
Yunus an der Spitze. Viele Parameter machen das 
südasiatische Land für Berichterstatter interes-
sant. Nach Gesprächen mit verschiedenen Stel-
len plant das Journalistenzentrum Deutschland 
deshalb für den Februar 2026, dem voraussicht-
lichen Zeitraum der Wahlen, eine Pressereise in 
dieses faszinierende Land zu organisieren. Dazu 
hat sich ein Vertreter von DPV und bdfj mit dem 
Botschafter des Landes getroffen, um sich in ei-
ner Atmosphäre gegenseitiger Wertschätzung 
auszutauschen und weitere Vorbereitungen ab-
zusprechen.

November 2025
Tag der jungen Freiberufler

Das Gesprächsforum „Junge Freie Berufe“  
des Bundesverbandes der Freien Berufe (BFB) 
lädt nach Berlin ein. Die jungen Freiberuflerin-
nen und Freiberufler von DPV und bdfj sind dazu 
herzlich willkommen. Das Forum vertritt die jun-
gen Berufsträger im BFB, identifiziert Herausfor-
derungen und bringt ihre Perspektiven in die 
BFB-Agenda ein – von Gründergeist über Fach-
kräftesicherung bis zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Die Vernetzung untereinander ist von 
besonderem Wert. Die Teilnehmer erwartet ab 
13 Uhr ein vielseitiges Programm mit inspirieren-
den persönlichen Geschichten, Impulsen für be-
rufspolitisches Engagement sowie praxisnahen 
Einblicken in Gründung, Nachfolge und Strate-
gien zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Au-

ßerdem werden zentrale politische Forderungen 
junger Freiberufler thematisiert. Es gibt keine for-
male Altersgrenze – besonders angesprochen 
sind jedoch junge Berufsträger bis etwa 45 Jahre. 
Mit dabei sind engagierte Freiberufler und Ver-
treter aus dem Netzwerk des BFB, aus der Poli-
tik haben führende Politiker der Regierungspar-
teien CDU und SPD zugesagt. Die Teilnahme am 
Tag der Jungen Freien Berufe ist für die Mitglie-
der von DPV und bdfj kostenfrei. Der BFB ver-
tritt als alleiniger Spitzenverband der freiberufli-
chen Kammern und Verbände die Interessen der 
Freien Berufe in Deutschland, der DPV ist hier seit 
langem als einziger Journalistenverband seit vie-
len Jahren als Mitglied engagiert.

Oktober 2025
Vertreter des Journalistenzentrum 
Deutschland in IPI-Germany Vorstand 
wiedergewählt

Im Rahmen des Weltkongresses des Interna-
tional Press Institute (IPI) in Wien findet auch die 
Versammlung des deutschen Komitees statt. Da-
bei steht die Durchsetzung der Pressefreiheit in 
allen Ländern weltweit im Mittelpunkt aller Be-
mühungen. Die Teilnehmer diskutieren die Mög-
lichkeiten zur Umsetzung der gesetzten Ziele. So 
befassen sie sich mit den großen Tech-Plattfor-
men, die immer mehr zur bestimmenden Kom-
munikationsinfrastruktur für den gesellschaftli-
chen Meinungs- und Willensbildungsprozess 
werden. Der Fokus soll auf Möglichkeiten gerich-
tet werden, mit denen man im gemeinschaftli-
chen, europäischen Kontext den immensen Her-
ausforderungen für den Journalismus begegnen 
kann. Bei den Wahlen zum Vorstand wird ein Ver-
treter von DPV und bdfj einstimmig in den drei-
köpfigen Vorstand wiedergewählt. Beide Berufs-
verbände sind seit vielen Jahren Mitglied von IPI.

Medienverband der freien Presse muss 
Unterlassungserklärung abgeben

In einer Meldung und online gibt der MVFP 
Medienverband der freien Presse e. V. tatsachen-
widrig an, der durch ihn ausgestellte Presseaus-
weis sei eine „offizielle“ Legitimation. Der MVFP 
ist nach eigenen Angaben an die Stelle des Ver-
band Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ) ge-
treten, welcher bereits mehrfach einschlägig Un-
terlassung erklären musste. Jetzt muss auch der 
MVFP seine öffentliche Angaben korrigieren und 
dem DPV gegenüber eine strafbewehrte Unter-
lassungserklärung mit dem Inhalt abgeben, den 
durch ihn ausgestellten Presseausweis in Zu-
kunft nicht derart unwahr zu bewerben.�

Engagement – RückBLENDE

Aktuelle Hinweise zum Engagement des 
Journalistenzentrum Deutschland finden  
Sie unter www.berufsvertretung.de
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Sie sind Journalist?

Profitieren Sie von hervorragendem Service, Fachinformationen, 
qualifizierter Beratung, Presseausweis, wirksamem Engagement, 
Medienversorgung und zahlreichen weiteren Leistungen. 

Die Journalistenverbände informieren Sie gerne:

Journalistenzentrum 

Deutschland

Stresemannstr. 375

D-22761 Hamburg

Tel. 040 / 8 99 77 99

info@journalistenverbaende.de

MITGLIED IN DER

MITGLIED IN DER

MITGLIED IN DER

www.journalistenverbaende.de


